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„Nur die Liberalen stimmten Ende Februar gegen das neue Waffenrecht. 
Alle anderen Parteien beschlossen ein Gesetz, das wenig hilft, aber viel 
schadet.“1 
So beurteiltet die Fachzeitschrift Visier die Änderung des Waffengesetzes 
von 2008. Doch was steckte wirklich dahinter und welche Bedeutung hat 
das Waffenrecht in Deutschland? 
Das Waffenrecht dient der Reglementierung des privaten Besitzes und 
Erwerbs von Schusswaffen im Sinne der Inneren Sicherheit. Der Komplex 
befindet sich im ständigen Balanceakt mit den Eigentums- und 
Freiheitsrechten der Waffenbesitzer. Die betreffenden Gesetze, allen 
voran das Waffengesetz als zentrale Kernmaterie des Waffenrechtes, 
müssen ihre Vorschriften daran messen lassen2. Im Zusammenhang mit 
dem Umgang mit Waffen und Munition ist unter anderem noch das 
Beschussgesetz, das Kriegswaffenkontrollgesetz, das Sprengstoffgesetz 
oder das Bundesjagdrecht zu nennen. Des Weiteren existierten dazu 
etliche Rechtsverordnungen, die der Abrundung der Gesetze dienen.3 
Die tragischen Amokläufe von Erfurt und Winnenden, die Umsetzung 
internationaler Richtlinien und das Ziel des Gesetzgebers das Waffenrecht 
übersichtlicher zu gestalten, sorgten im letzten Jahrzehnt für große 
Diskussion zwischen Politik, den legalen Waffenbesitzern, vertreten durch 
die Verbände, den Behörden und der Bevölkerung, deren Wünsche sich in 
den Medien widerspiegelten. 
Nach einer Schätzung im Rahmen des Gesetzesentwurfes von 2002 
befinden sich im Bundesgebiet circa. 7,2 Millionen so genannter scharfer 
Schusswaffen im legalen Besitz von 2,3 Millionen Bürgern. In dieser 
Hochrechnung sind Luftdruck- oder Gaswaffen nicht enthalten.4 Die 
                                            
1
  Skrobanek, Visier 04/2008, S. 66. 
2
  Vgl. Braun, ZEV 3/2003, S. 107. 
3
  Vgl. Soschinka / Heller, Waffenrecht, Rn. 1. 
4
  Vgl. BT-Drucksache 14/7758, S. 51. 
2 
Dunkelziffer der illegalen Waffen beläuft sich auf circa 20 Millionen.5 
Gerade diese sind eine erhebliche Gefahr für die öffentliche Sicherheit. 
In Kapitel 2 wird die Geschichte und Werdegang des Waffenrechts mit 
Augenmerk auf das Waffengesetz an sich dargestellt. Ebenso dient es der 
Veranschaulichung der Entwicklung hin zu der Waffengesetznovellierung 
von 2008 und 2009 und soll einen Überblick über die vorgenommen 
Änderungen und Verschärfungen bieten. Im Zentrum der Arbeit liegt eine 
eingehende Betrachtung der praktischen Problematik und Brisanz des 
2008 novellierten Vererbens von Schusswaffen und dem Führungsverbot 
von Anscheinswaffen. 
Eine ausführliche Untersuchung der Erbwaffenthematik findet sich in 
Kapitel 3. An dieser Stelle soll der Entwicklung des Vererbens von Waffen 
im Laufe der Zeit Rechnung getragen werden. Die Einführung einer 
Blockierpflicht für die Schusswaffen sachunkundiger Erben wird im 
Hinblick auf ihre Notwendigkeit, Sicherheit und die aufgetretenen Lücken 
und Probleme der Gesetzesänderung dargestellt. 
Kapitel 4 befasst sich mit dem wieder neu eingeführten Begriff der 
Anscheinswaffen, für welche ein Führungsverbot den Weg ins Gesetz 
fand. Das Verständnis solcher Waffen im Wandel der Zeit und der Zweck 
der Änderung werden eingehend beleuchtet. Abschließend findet sich 
unter Punkt 4.4 ein Ausblick auf weitere Vorschriften, welche das Führen 
von Waffen eingrenzen. 
Sowohl in Kapitel 3 als auch Kapitel 4 wird die neue Rechtslage und 
Problematik im Bezug auf die Erb- und Anscheinswaffen jeweils an einem 
Praxisfall veranschaulicht. Dieser wird verwaltungsrechtlich geprüft und 
soll in Kooperation mit den jeweiligen Kapiteln eine komplexe Betrachtung 
der neuen Rechtslage ermöglichen. Der Schwerpunkt wird dabei auf die 
Anwendung des Waffengesetzes gelegt, weiterführende Vorschriften wie 
etwa die des Ordnungswidrigkeitenrechts, Verwaltungsverfahrensrechts 
oder der Strafrechts werden weitgehend außen vor gelassen. 
                                            
5
  Vgl. Wiefelspütz, ZRP 4/2009, S. 122. 
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2 Hintergründe zur Gesetzesänderung 
 
Der Bereich des Waffenrechtes war in den letzten Jahren ständiger 
Neuerungen und Verschärfungen unterworfen. Die Weiterentwicklung des 
Rechtsgebietes als Reaktion auf technischen Fortschritt, 
gesellschaftlichen Wandel und dem Wunsch die Handhabung der 
Vorschriften einfacher zu gestalten, zieht sich durch die Geschichte des 
Waffenrechtes. Nachstehend soll die grobe Entstehung des modernen 
Waffenrechtes dargestellt werden. 
2.1 Historie des Waffenrechtes 
Die erste Zusammenführung waffenrechtlicher Vorschriften für 
Deutschland stellte das Reichsgesetz über Schusswaffen und Munition 
vom 12.04.1928 dar. Im Vorfeld existierten lediglich einzelne 
Ländervorschriften. Im Dritten Reich ersetzte das Reichswaffengesetz ab 
dem 18.03.1938 das vorgenannte Reichsgesetz.6 
Nach Ende des Zweiten Weltkrieges lag die Exekutivgewalt bei den 
jeweiligen Besatzungsmächten und somit auch die Kompetenz zum Erlass 
von Rechtsvorschriften. Sie regelten den Umgang mit Waffen und setzten 
das bis dahin geltende Reichswaffengesetz außer Kraft. Am 26.05.1955 
wurde das Besatzungsrecht wieder ersetzt und in Westdeutschland griff 
man auf das alte Reichswaffengesetz von 1938 zurück.7 Herstellung, 
Bearbeitung und Handel lag im Bereich des Bundesrechtes und den 
Aspekt der Sicherheit wies das Grundgesetz den Ländern zu.8 Um 
einheitliche Grundbegriffe für den Umgang mit Waffen zu definieren und 
zur Anpassung an neue Entwicklungen erging am 21.06.1968 das erste 
                                            
6
  Vgl. Papsthardt, in: Steindorf, Waffenrecht, 9. Aufl., 2010, Einleitung, Rn. 3ff. 
7
  Vgl. Hinze, Entwicklungsgeschichte, Stand 10/2009, Rn. 23 und 25. 
8
  Vgl. Papsthardt, in: Steindorf, Waffenrecht, 9. Aufl., 2010, Einleitung, Rn. 12. 
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Bundeswaffengesetz.9 Auf die Entwicklung in der ehemaligen Deutschen 
Demokratischen Republik wird hier nicht näher eingegangen. 
Neues bundesweites Waffengesetz 1972 
Aufgrund zahlreicher Diebstähle bei der Bundeswehr und Waffenhändlern 
und in erster Linie veranlasst durch zunehmende Kriminalität in 
Verbindung mit Schusswaffen, startete der Bundesrat die Initiative zur 
Änderung des Grundgesetzes. Die Aufnahme des Waffenrechtes in den 
Katalog des Artikels 74 und damit in die Gesetzgebungskompetenz des 
Bundes erfolgte am 28.07.1972.10 
Unter öffentlichem Druck, ausgelöst durch den Polizistenmord in 
Oberhausen und bewaffneten Aktionen der radikalen anarchistischen 
Roten Armee Fraktion, fand die Verkündigung des neuen Waffengesetzes 
schon am 19.09.1972 statt.11 In seiner Grundform galt es für die Dauer 
von 30 Jahren bis zum Jahr 2002. 
Waffenrechtsänderungsgesetz 1976 
Doch schon kurze Zeit nach Inkrafttreten wurde deutlich, dass das Gesetz 
auf der einen Seite Bürger und Verwaltung über die Maße belastete und 
auf der anderen Seite manche Dinge zu knapp gehalten waren. Diese 
Mängel bedurften der Nachbesserung. Am 10.12.1975 erfolgte die 
Annahme des Gesetzes zur Änderung des Waffengesetzes. Unter dessen 
Änderungen fiel unter anderem, die bisher zeitlich befristete WBK nicht 
mehr zeitgebunden laufen zu lassen. Daneben führte man für Jäger und 
Sportschützen jeweils eine besondere WBK und einen erleichterter 
Bedürfnisnachweis ein. Das Gesetz gewährte eine befristete Amnestie, für 
die Anmeldung des Altbesitzes von Schusswaffen, wie schon im Jahre 
1972.12 
                                            
9
  Vgl. Hinze, Entwicklungsgeschichte, Stand 10/2009, Rn. 56. 
10
  Vgl. Ebenda, Rn. 62. 
11
  Vgl. Ebenda, Rn. 65. 
12
  Vgl. Ebenda, Rn. 71; siehe auch Papsthardt, in: Steindorf, Waffenrecht, 9. Aufl., 2010, 
Einleitung , Rn. 17f. 
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Gesetz zur Änderung des Waffengesetzes 1978 
Kaum zwei Jahre später machten Belange der inneren Sicherheit und der 
Bekämpfung des Terrorismus die am 31.05.1978 verkündete Änderung 
des WaffG 1972 notwendig. Im Bereich der Selbstladewaffen führte man 
neue Straf- und Bußgeldvorschriften ein. Eine Erweiterung der 
Entscheidungsbefugnisse des BMI und der zuständigen Behörden stärkte 
deren Position. Daneben erfolgte die Einbeziehung der Griffstücke in den 
Begriff der wesentlichen Teile von Schusswaffen.13 
Zweites Gesetz zur Änderung des Waffengesetzes 1980 
In diesem Gesetz sah Joachim Steindorf in seinem Kommentar einen 
gewissen Abschluss der Entfaltung des Waffenrechtes, welches sich in 
den 70er Jahren in einer stetigen Entwicklung befand.14 
Die Novellierung vom 14.07.1980 hatte als Ursache die weiteren 
Entwicklungen, und die Umsetzung des europäischen Übereinkommens 
über die Kontrolle des Erwerbs und Besitzes von Schusswaffen durch 
Einzelpersonen in nationales Recht.15 
Waffenrechtsneuregelungsgesetz 2002 
Das Waffenrecht auf Grundlage des Gesetzes von 1972 war schwer 
verständlich. Es existierte eine Verwaltungsvorschrift, die 26 Anlagen 
beinhaltete und sechs dazu gehörige Rechtsverordnungen. Zusätzlich 
korrespondierte es mit fünf anderen Bundesgesetzen, welche wiederum 
weitere Rechtsverordnungen nach sich zogen.16 
Bereits seit 1981 gab es Vorlagen und Initiativen, um das Waffenrecht tief 
greifend umzuarbeiten, welche jedoch im Bundestag nie zum Abschluss 
gelangt sind. Im Jahr 1998 griff man den Gedanke neu auf und in 
Abstimmung mit den Ländern und Verbänden fertigte das BMI einen 
neuen Entwurf an. Nach dessen Annahme durch die Bundesregierung und 
                                            
13
  Vgl. Papsthardt, in: Steindorf, Waffenrecht, 9. Aufl., 2010, Einleitung, Rn. 19. 
14
  Vgl. Ebenda, 8. Aufl., 2007, Einleitung, Rn. 20. 
15
  Vgl. Hinze, Entwicklungsgeschichte, Stand 10/2009, Rn. 71. 
16
  Vgl. Schulz, 2009, S. 17. 
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der Korrektur im Gesetzgebungsverfahren beschloss der Bundestag am 
26.04.2002 die Änderung des Waffengesetzes.17 Genau an diesem Tag 
ereignete sich an einem Gymnasium in Erfurt ein Amoklauf, der insgesamt 
17 Menschen das Leben kostete. Als Antwort darauf wurde das noch nicht 
veröffentlichte Gesetz erneut dem Vermittlungsausschuss zur 
Überarbeitung übergeben. Das nun zusätzlich verschärfte 
WaffRNeuRegG trat am 11.10.2002 in Kraft.18 
Die Fachliteratur bewertet die darin vorgenommene Trennung zwischen 
Waffengesetz und Beschussgesetz durchweg positiv. Das 
Beschussgesetz befasst sich mit dem Bereich der Prüfung und Zulassung 
von Feuerwaffen, Böllern und sonstigen Schussgeräten.19 Im Gegensatz 
zu den zehn Abschnitten im WaffG 1972 erfuhr das neue Waffengesetz 
eine Strafung in sechs Abschnitte. Neu dazugekommen sind zwei Anlagen 
zum Waffengesetz.20 
Zu den wichtigsten Verschärfungen aus der Novellierung von 2002 gehört 
die Erhöhung des Mindestalters für den Waffenerwerb durch 
Sportschützen und Jäger im Grundsatz auf 18 Jahre. Als Ausnahme 
hierzu ist der Erwerb großkalibriger Waffen für Sportschützen erst ab 21 
Jahren möglich. Dazu müssen Waffenbesitzer unter 25 Jahren zur 
Feststellung der persönlichen Eignung ein psychologisches Gutachten 
vorlegen. 
Zum Führen von Gas-, Signal- und Schreckschusswaffen wird in der 
Öffentlichkeit nun ein „Kleiner Waffenschein“ benötigt. Dessen Ausstellung 
kann im Vergleich zum Waffenschein für sonstige Schusswaffen unter 
erleichterten Bedingungen erfolgen.21 Das Waffenverbot umfasste nun 
auch Vorderschaftrepetierflinten mit nachträglich angebrachtem 
Pistolengriff anstelle des Gewehrschaftes, auch bekannt als Pumpguns. 
                                            
17
  Vgl. Papsthardt, in: Steindorf, Waffenrecht, 9. Aufl., 2010, Einleitung, Rn. 21ff. 
18
  Vgl. Schulz, 2009, S. 19. 
19
  Vgl. Gade, 2. Aufl., 2008, S. 3; siehe auch Schulz, 2009, S. 19. 
20
  Vgl. Papsthardt, in: Steindorf, Waffenrecht, 9. Aufl., 2010, Einleitung, Rn. 26. 
21
  Vgl. Schulz, 2009, S. 18. 
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Daneben verschärften sich die die Vorschriften über die sichere 
Aufbewahrung von Schusswaffen.22 
2.2 Entwicklungsbedarf 
Kaum fünf Jahre nach dem Inkrafttreten des neu strukturierten und 
aufgebauten Waffengesetzes am 01.04.2003 wurde es notwendig, das 
Waffenrecht erneut zu überarbeiten. Die Initiative zur Novellierung ging 
von der Bundesregierung aus und begründete sich in erster Linie durch 
die Verpflichtung, das 2002 unterschriebene Schusswaffenprotokoll der 
Vereinten Nationen in nationales Recht umzusetzen. Dieses sah eine 
Änderung der Kennzeichnungspflicht und Regelung des Verbringens und 
der Mitnahme von Schusswaffen in, durch und aus dem Geltungsbereich 
des Gesetzes vor.23 
In seiner Begründung zur Novellierung von 2008 stellt der Gesetzgeber zu 
Beginn klar, das Waffengesetz habe sich im Wesentlichen bewährt, 
dennoch bestehe Änderungsbedarf. Unklarheiten und redaktionelle 
Schwächen sollten behoben werden.24 Offensichtlich trat dies bei den 
Verhandlungen zum Entwurf der Verwaltungsvorschrift zum Waffengesetz 
zum Vorschein. Diese ausschlaggebende Verdeutlichung der 
Schwachpunkte im Zuge der Beratung der normeninterpretierenden 
Auslegung führte für die bessere Klärung schlussendlich zu einer erneuten 
Auseinandersetzung mit dem gesamten Gesetz.25 Ziel war es, die 
Verständlichkeit und Übersichtlichkeit des Waffenrechtes zu erhöhen. 
Daneben machte das Auslaufen des auf fünf Jahre in Artikel 19 Nr. 2 des 
WaffRNeuRegG befristeten Erbenprivilegs eine Neuregelung notwendig. 
Sollte die Industrie bis zu diesem Zeitpunkt kein wirksames technisches 
Sicherungssystem für Schusswaffen entwickeln, ließe sich für den 
                                            
22
  Vgl. BMI, Änderung des Waffenrechtes 2002, S. 1, Anl. 1. 
23
  Vgl. Ostgathe, 2008, S. 7; siehe auch Ullrich, S. 5. 
24
  Vgl. BT-Drucksache 16/7717, S. 38f. 
25
  Vgl. Ullrich, S. 5; siehe z.B.: BR-Drucksache 81/06 (Beschluss), S. 26: Aus Gründen 
der Normenklarheit verweist der Bundesrat die Auslegung für die gelbe WBK § 14 
Abs. 4 WaffG 2008 auf die anstehende Gesetzesänderung. 
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Gesetzgeber die Privilegierung der Erben aufgrund fehlender Sachkunde 
und Bedürfnis nicht mehr länger vertreten.26 
Wie schon bei der Entwicklung des Waffengesetzes im Jahr 2002 wurden 
statistische Erhebungen auf dem Gebiet der Kriminalitätsstruktur 
hinzugezogen, um waffenrechtliche Verbote auf ihren Wirkungsgrad und 
die Relevanz für die Praxis hin zu untersuchen.27 In diesen 
Zusammenhang fällt auch die Reaktion des Gesetzgebers auf die erhöhte 
Deliktauffälligkeit so genannter Anscheinswaffen. Der Verzicht auf deren 
Verbot mit dem WaffRNeuRegG hatte die Entstehung eines großen 
Absatzmarkts zur Folge. Die Zunahme von Straftaten im Zusammenhang 
mit Messern veranlasste das Land Berlin, über den Bundesrat ein Verbot 
in der Öffentlichkeit anzustreben.28 
Aus den oben genannten Gründen brachte die Bundesregierung den 
Gesetzesentwurf zur Novellierung des Waffenrechtes am 22.11.2007 ein. 
2.3 Die wesentlichen Änderungen vom 26.03.2008 
Am 23. Februar 2008 stimmte der Deutsche Bundestag mehrheitlich, nur 
mit den Gegenstimmen der Fraktion der FDP, für die Änderung des 
Waffengesetzes in der Fassung vom 11.Oktober 2002.29 Dabei handelte 
es sich um ein Artikelgesetz, da es neben dem Waffengesetz auch das 
Beschussgesetz, die Beschussverordnung, die Allgemeine Waffengesetz-
Verordnung und das Bundesjagdgesetz betraf.30 Im Folgenden finden sich 
die wichtigsten materiellen Veränderungen. 
Einführung von Führungsverboten 
Eine große praktische Bedeutung wurde dabei dem neu 
hinzugekommenen § 42 a WaffG 2008 zugemessen. Er verbietet das 
                                            
26
  Vgl. Steindorf, 8. Aufl., 2007, § 20, Rn. 2; Braun, ZEV 3/2003, S. 106f. 
27
  Vgl. Gade, 2. Aufl., 2008, S. 1. 
28
  Vgl. Komm, 2008, S. 5f. 
29
  Vgl. Skrobanek, Visier 04/2008, S. 66. 
30
  Vgl. Ostgathe, 2008, S. 7. 
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Führen von Anscheinswaffen, Hieb- und Stoßwaffen und bestimmter 
Messer in der Öffentlichkeit.31 
Es fand eine teilweise Verwirklichung der vom Land Berlin gestarteten 
Initiative, das Tragen von Messern in der Öffentlichkeit zu verbieten statt. 
So gibt es ein Verbot des Führens bestimmter Messer, mit den 
technischen Kriterien einer feststehenden Klinge mit über 12 cm Länge 
oder denen eines Einhandmessers. Eine Unterbindung des Führens von 
Messern als nützliche Gebrauchsgegenstände ist jedoch nicht 
beabsichtigt. Die genannten Messer dürfen unter der Voraussetzung eines 
berechtigten Interesses weiterhin geführt werden.32 
Der Begriff der Hieb- und Stosswaffen richtet sich nach Anlage 1 Abs. 1 
Ua. 2 Nr.1.1, also tragbare Gegenstände, die ihrem Wesen nach dazu 
bestimmt sind, durch Muskelkraft Verletzungen beizubringen. Neben der 
mechanischen, körperlichen Energieform ist für die Einordnung  die 
Zweckbestimmung von Bedeutung. Die Waffe muss darauf abzielen, die 
Angriffs- und Abwehrfähigkeit von Menschen zu beseitigen oder 
herabzusetzen. Als Beispiel wäre hier der Säbel, die Stahlrute oder der 
Schlagring zu nennen.33 
Hinsichtlich der Ausnahmen und des Begriffes des Führens findet sich in 
Kapitel 4 bei der thematischen Abhandlung zu Anscheinswaffen eine 
ausführliche Betrachtung. 
Neuregelung der Erbwaffen 
Des Weiteren erregte die Neuregelung des Erbenparagraphen, § 20 
WaffG 2008, durch Einführung der Regelung von Blockiersystemen für 
Erbwaffen einige Aufmerksamkeit. Der Gesetzgeber reagierte dadurch auf 
die ersatzlos auslaufende Erbenprivilegierung.34 Eine eingehende 
Betrachtung dieses Themas findet sich in Kapitel 3. 
                                            
31
  Vgl. BMI, Änderung des Waffenrechts 2008, Anl. 2. 
32
  Vgl. Komm, 2008, S. 6. 
33
  Vgl. Ostgathe, 2008, S. 22. 
34
  Vgl. Ebenda, S. 36. 
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Kennzeichnungspflichten 
Zur Einarbeitung des VN-Schusswaffenprotokolls in deutsches Recht sind 
Schusswaffen nach § 24 WaffG mit Angaben zum Hersteller, der Munition, 
dem Herstellungsland und bei Importwaffen zusätzlich noch dem 
Einfuhrland zu kennzeichnen. Dieses erzielt auch grenzübergreifend eine 
bessere Nachverfolgbarkeit. Wesentliche Teile, also solche, die auch 
separat hergestellt und gehandelt werden und zusammengesetzte 
Schusswaffen sind mit einer fortlaufenden Seriennummer zu versehen. 
Die Begründung hierfür ist unter anderem in der Aussage des 
Bundeskriminalamtes zu finden, anscheinend zerstörte oder als Einzelteile 
verkaufte Schusswaffen seien mehrfach im kriminellen Umfeld wieder 
aufgetaucht.35 Ausgenommen sind bedeutsame Sammlerwaffen, da hier 
durch die Kennzeichnung ein wesentlicher Wertverlust zu erwarten wäre 
und sie selten im Zusammenhang mit Delikten auffallen.36 
Ausweitung der verbotenen Gegenstände 
Bis zum 01.04.2008 galt lediglich für die Elektroschockgeräte ein Verbot, 
die Gesundheitsgefährdungen verursachen können. Dieses Verbot wurde 
auf Distanz-Elektroimpulsgeräte, marktüblich auch „Air-Taser“, genannt 
ausgedehnt. Begründet wurde es mit einem signifikanten Gefährdungs- 
und Missbrauchspotential.37 Die Hemmschwelle aus einer bestimmten 
Entfernung heraus mittels ferngesteuerter Auslösung auf Personen 
einzuwirken, sei niedriger als im direkten Kontakt. 38 
Die Anlage von § 40 WaffG 2008 und damit die Liste der verbotenen 
Waffen, führte erneut die Vorderschaftrepetierflinten auf. Die Aufzählung 
im WaffRNeuReG umfasste bereits alle Waffen, mit nachträglich durch 
einen Pistolengriff ersetzten Hinterschaft. Gemäß der neuen Rechtslage 
genügt der Umstand des Kurzwaffengriffes, um zu den verbotenen 
Repetieren zu gehören. Daneben trifft es auch solche Waffen, deren 
                                            
35
  Vgl. BT-Drucksache 16/8224, S. 26. 
36
  Vgl. BMI, Flyer Waffenrechtsänderung 2008, Anl. 3; BT-Drucksache 16/7717, S. 49. 
37
  Vgl. BT-Drucksache 16/7717, S. 38f. 
38
  Vgl. BMI, Änderung des Waffenrechtes 2008, Anl. 2. 
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Gesamtlänge unter 95 cm oder die Lauflänge unter 45 cm liegt. Auch 
mehrschüssige Kurzwaffen, Baujahr nach 01.01.1970, für 
Zentralfeuermunition fallen nun darunter, da sie durch ihre erhöhte 
Durchschlagskraft selbst Schutzwesten des Polizeivollzugsdienstes 
durchschlagen können. Das Taschenmesserprivileg wurde hinsichtlich der 
Springmesser weiter eingeschränkt und unkonventionelle Spreng- und 
Brandvorrichtungen (USBV) gänzlich verboten.39 
Verbringen und Mitnahme von Waffen ins Ausland 
Das Gesetz differenziert zwischen dem Verkehr mit EU-Mitgliedsstaaten 
und Drittländern, wie der Schweiz oder den Vereinigten Staaten. Durch 
Einarbeitung von Inhalten des VN-Schusswaffenprotokolls in nationales 
Recht dehnte sich das Prinzip der doppelten Erlaubnis von EU-Staaten 
auf Drittländer aus. Das Verbringen oder die Mitnahme von Schusswaffen 
oder Munition in Drittländer bedarf nun ebenfalls einer behördlichen, 
waffenrechtlichen Erlaubnis, abhängig von der vorherigen Zustimmung 
des Ziellandes und der möglichen Durchfuhrstaaten. In § 33 WaffG 2008 
normierte man dafür eine Anmelde- und Nachweispflicht. Diese 
Änderungen traten aufgrund noch zu treffender Vorbereitungen erst zum 
01.01.2010 in Kraft.40 
Gelbe Waffenbesitzkarte 
Unterschiedliche Auslegungen in der Praxis hatte die Neuregelung der 
Waffenbesitzkarte für Sportschützen in § 14 Abs. 4 zur Folge. Für den 
organisierten Sportschützen besteht die Möglichkeit der Erteilung der 
unbefristeten Erlaubnis, sofern er mindestens 12 Monate als gemeldetes 
Mitglied eines anerkannten Schützenvereins mit einer erlaubnispflichtigen 
Sportwaffe Schießsport praktiziert. 
Das Erwerbsstreckungsgebot beschränkt den Erwerb auf zwei Waffen pro 
Halbjahr. Hinsichtlich des Bedürfnisses muss die Schusswaffe lediglich in 
                                            
39
  Vgl. Ostgathe, 2008, S. 33f. 
40
  Vgl. BT-Drucksache 16/7717, S. 50f; siehe auch Komm, 2008, S. 140f. 
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einer genehmigten Sportordnung zu finden sein. Damit soll dem 
Sportschützen die Ausübung als Gastschütze bei einem anderen Verband 
erleichtert werden.41 
2.4 Verschärfung ausgelöst durch Winnenden 
Knapp ein Jahr nach dem Inkrafttreten der Novellierung des 
Waffenrechtes von 2008 ereignet sich in den baden-württembergischen 
Städten Winnenden und Wendlingen am 11.03.2009 eine Tragödie. Der 
17-Jährige Tim K. verübt an seiner ehemaligen Schule einen „Amoklauf“, 
in dessen Verlauf er 15 Menschen und anschließend sich selbst tötet. Die 
Tatwaffe, eine halbautomatische Kurzwaffe Marke Beretta, stammt aus 
dem legalen Sportschützenbestand des Vaters.42 
Der Gesetzgeber reagierte darauf umgehend und schon am 25.07.2009 
trat eine erneute Verschärfung des Waffengesetztes in Kraft, die im 
Wesentlichen folgende materielle Neuerungen zum Inhalt hat. 
Aufbewahrung 
Der Schwerpunkt liegt bei der verstärkten Kontrolle der sicheren 
Aufbewahrung von Schusswaffen.  
Unter ausdrücklicher Einschränkung des Rechtes auf Schutz der 
Wohnung nach Artikel 13 GG, wurde den Behörden durch § 36 Abs. 3 
WaffG eine verdachtsunabhängige Kontrolle der Aufbewahrung von 
Waffen und Munition vor Ort eröffnet.43 Bisher konnte der Zutritt zur 
Wohnung vom Waffenbesitzer erst im Fall des begründeten Zweifels an 
der ordnungsgemäßen Verwahrung verlangt werden. Das Betreten der 
Wohnräume soll aber weiterhin gegen den Willen des Inhabers erst bei 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit erfolgen. Eine Weigerung könnte 
jedoch dazu führen, die Zuverlässigkeit nach § 5 Abs. 2 Nr. 5 WaffG in 
Frage zu stellen.44 Man wandelte den Nachweis der sicheren 
                                            
41
  Vgl. BT-Drucksache 16/7717, S. 46; siehe auch: Skrobanek, Visier 04/2008, S. 68. 
42
  Vgl. Pressemitteilung Staatsanwaltschaft Stuttgart 12.03.2009, Anl. 4. 
43
  Vgl. Busche, Waffenrecht 2010, S.18. 
44
  Vgl. Soschinka / Heller, NVwZ, S. 994f. 
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Aufbewahrung aus einer Holschuld der Behörde in eine Bringschuld für 
den Waffenbesitzer durch § 36 Abs. 3 S. 1 WaffG. Der Waffenbesitzer ist 
verpflichtet diese unabhängig von einem behördlichen Verlangen zu 
erbringen.45 
Durch das Einfügen von § 52 a WaffG in die Rechtsnorm stellt der 
vorsätzliche Verstoß gegen die vorschriftsmäßige Aufbewahrung eine 
Straftat dar, welche bei Ahndung Freiheitsentzug bis drei Jahren oder 
einer Geldstrafe zur Folge hat. Damit unterstreicht der Gesetzgeber die 
Bedeutung, die er der ordentlichen Aufbewahrung zumisst.46 
Verschärfung bei Sportschützen 
Das Mindestalter für das Schießen mit großkalibrigen Waffen erfuhr eine 
Anhebung von 14 Jahren auf 18 Jahre. Demnach dürfen minderjährige 
Schützen nur noch mit Kleinkaliberwaffen und Flinten, in Form von 
Einzelladerlangwaffen, unter Schießstandaufsicht mit Einverständnis der 
Sorgeberechtigten schießen.47 
Eine Zusätzliche Anforderung an das Bedürfnis der Sportschützen erfolgte 
durch die Einführung eines behördlichen Ermessens, gemäß § 4 Abs.4 
S.3 WaffG. Die vorgeschriebene Überprüfung des Bedürfnisses nach 
Ablauf der ersten drei Jahren kann von der Behörde auch darüber hinaus 
durchgeführt werden. Der Wegfall des unterstellten waffenrechtlichen 
Bedürfnisses von Sportschützen durch die Streichung von § 8 Abs. 2 
WaffG knüpft an diesen Punkt an.48 
Einführung des Bundeszentralregisters 
Die EU-Waffenrichtlinie vom 21. Mai 2008 verpflichtete die 
Mitgliedsstaaten zur Schaffung nationaler Waffenregister. Dieses stellt 
eine zentrale Voraussetzung für die genaue Kenntnis der Anzahl der 
legalen Waffenbesitzer und Schusswaffen in Deutschland dar. Für die 
                                            
45
  Vgl. Soschinka / Heller, NVwZ, S. 994. 
46
  Vgl. Busche, Waffenrecht 2010, S.18. 
47
  Vgl. BMI, Änderungen des Waffenrechtes 2009, Anl. 5. 
48
  Vgl. Soschinka / Heller, NVwZ, S. 997. 
14 
Erstellung eines computergestützten Waffenregisters setzt § 43 a WaffG 
eine Frist bis Ablauf des Jahres 2012. Es soll den Typ, Modell, Fabrikat, 
Kaliber, Seriennummer, Name und Anschrift des Verkäufers und des 
Besitzers der Schusswaffe enthalten.49 
Amnestieregelung 
Die Gesetzesänderung 2009 eröffnete Besitzern illegaler Waffen eine 
befristete Amnestie. Derartige Waffen konnten bis zum 31.12.2009 
straffrei abgegeben werden, sofern sie nicht im Zusammenhang mit 
weiteren Straftaten standen. Die Abgabe konnte sowohl in Form von 
Überlassung an einen Berechtigten als auch durch Übergabe an die 
zuständigen Waffenbehörde oder Polizeidienststelle erfolgen. Der 
Gesetzgeber verfolgte damit das Ziel, den Bestand an illegalen Waffen zu 
reduzieren.50 
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  Vgl. BMI, Änderungen des Waffenrechtes 2009, Anl. 5. 
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Das Waffenrecht kennt drei verschiedene Möglichkeiten um in den 
berechtigten Besitz von Schusswaffen zu kommen. Am verbreitensten ist 
der Erwerb. Es folgt der Erbfall und im seltenen Fall der Fund. Der 
Erbwaffenbesitz nimmt hierbei eine besondere Stellung ein. Hierzu bedarf 
es vergleichsweise geringer Voraussetzungen, die an den Erben gestellt 
werden, weshalb man von einer Privilegierung des Erben spricht. Jedes 
Jahr wechseln in Deutschland circa 60.000 erlaubnispflichtige Waffen in 
Folge eines Todesfalles den Besitzer.51 Die Zahl der legalen 
Erbwaffenbesitzer nähert sich der Anzahl von Sportschützen und Jäger.52 
Der Gesetzgeber reagierte in der Waffenrechtsnovellierung 2008 auf die 
stetig ansteigenden Erbwaffenbestände in der Bevölkerung und 
verschärfte den so genannten Erbenparagraph in § 20 WaffG 2008 
drastisch.53 
3.1 Ausgangslage und Entwicklung 
Das Vererben von Waffen, Munition und Schießpulver regelte schon § 14 
Schusswaffengesetz von 1928. Er schrieb den Erben vor den Erwerb von 
Todes wegen innerhalb einer sechswöchigen Frist bei der zuständigen 
Behörde anzuzeigen. Für die Geltungsdauer des Reichswaffengesetzes 
war das Erben von Schusswaffen erlaubnisfrei gemäß § 11 Abs. 3 
Buchstabe D RWaffG und entbehrte der Anzeigepflicht.54 
Im WaffG 1972 griff man auf den generellen Rechtsstand des 
Schusswaffengesetzes zurück. Lediglich Nachlassverwalter sahen sich 
verpflichtet nach § 43 Abs. 1 WaffG 1972, im Erbfall ein Waffenerbe 
anzuzeigen. Der Erbe hatte nur gemäß § 28 Abs. 5 S. 1 WaffG 1972 
binnen eines Monats die Ausstellung einer WBK zu beantragen. Der 
                                            
51
  Vgl. BT-Drucksache 16/7717, S. 40. 
52
  Vgl. BT-Drucksache 14/7758, S. 66. 
53
  Vgl. Gade, 2008, 2. Aufl., S. 115. 
54
  Vgl. Runkel, in: Hinze, Waffenrecht, Stand 10/2009, § 20, Rn. 1. 
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Erwerb von Todes wegen beschränkte sich auf die gesetzliche Erbfolge 
und letztwillige Verfügung, die Vermächtnisnehmer konnten sich nicht 
darauf berufen.55 
Die Bündelung in § 20 WaffG 2002 durch das WaffRNeuRegG führte die 
bislang im Gesetz verstreuten Regelungen (§§ 28 Abs. 4 Nr. 1, 29 Abs. 2 
Nr. 2, 30 Abs. 1 Nr. 3, 33 Abs. 1 WaffG 1976) zum Erbfall zusammen.56 
Dieser sah für den Erwerb der Schusswaffe lediglich die Beantragung der 
Ausstellung einer WBK Erbfolge oder die Eintragung in eine bereits 
vorhandene vor. Dem Erbe und ihm gleichgestellten Personen wurde 
dafür von Seiten der zuständigen Behörde die Frist von einem Monat 
eingeräumt.57 Gleichgestellte Personen sind Vermächtnisnehmer gemäß § 
2174 BGB und durch Auflage Begünstigte im Sinne von §§ 1939, 1940, 
2192 ff BGB.58 Abweichend von den Voraussetzungen, die § 4 Abs. 1 
WaffG 2002 für eine waffenrechtliche Erlaubnis vorsah, genügte die 
Zuverlässigkeit und persönliche Eignung des Antragstellers.59 Daneben 
musste der Erblasser berechtigter Besitzer der Schusswaffe gewesen 
sein. Die Erbschaft kann somit einen unberechtigten Besitz nicht 
legalisieren, es findet folglich kein gutgläubiger Erwerb statt.60 
Der Gesetzgeber hielt die Privilegierung der Erben damit befristet 
aufrecht. Mit Ablauf von fünf Jahren sollte sie, im Hinblick auf die 
wachsenden Waffenbestände und die fehlende Sachkunde der meisten 
Betroffenen, wegfallen, falls kein wirksames Blockiersystem für die Waffen 
auf dem Markt sein sollte.61Gerade im Erbfall wurden laut Polizeiberichten 
                                            
55
  Vgl. Steindorf, 1999, 7. Aufl., § 28, Rn. 26f. 
56
  Vgl. Braun, ZEV 3/2003, S. 106. 
57
  Vgl. Gade, 2008, 2. Aufl., S. 115. 
58
  Vgl. Soschinka / Heller, Waffenrecht, 2008, Rn. 2503; Der einfacheren Lesbarkeit 
halber umfasst der Begriff des "Erben", im Rahmen dieser Arbeit, alle Erwerber infolge 
eines Erbfalls, sowohl die "Erben" als Gesamtrechtsnachfolger an sich, als auch 
stellvertretend die "ihnen gleichgestellte Personen“, Vermächtnisnehmer und durch 
Auflage Begünstigte. 
59
  Vgl. Gade, 2008, 2. Aufl., S. 115. 
60
  Vgl. Steindorf, 2007, 8. Aufl., § 20, Rn. 6. 
61
  Vgl. BT- Drucksache 14/7758, S. 66. 
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jährlich allein in Baden-Württemberg Hunderte Schusswaffen als verloren 
gemeldet und stellten in unberechtigtem Besitz ein Sicherheitsrisiko dar.62 
3.2 Erwerb und Besitz durch Erbfall ab 2008 
Kurz vor Ablauf der Frist trat der neu gestaltete § 20 WaffG 2008 am 
26.03.2008 im Rahmen der Novellierung des WaffG in Kraft. Die 
allgemeinen Regeln zum Besitz und Erwerb der Vorschrift des 
WaffRNeuRegG hielt man bei.63 Dies trifft auch auf die verglichen mit § 4 
Abs. 1 WaffG geringeren persönlichen Voraussetzungen der Erben zu. 
Das Alterserfordernis als Bestandteil der persönlichen Eignung nach § 6 
Abs. 1 WaffG schließt für einen Teil der Fachliteratur minderjährige Erben 
aus.64 Ein anderer Teil neigt dazu, darin eine Aushöhlung des Erbrechtes 
zu betrachten und das Mindestalter durch Aufbewahrung bei berechtigten 
Dritten zu umgehen.65 
Im Todesfall eines Waffenbesitzers hat die Person, die erlaubnispflichtige 
Waffen oder Munition in Besitz nimmt, dies unverzüglich der zuständigen 
Behörde anzuzeigen. Der unbestimmte Rechtsbegriff „unverzüglich“ wird 
in § 121 Abs. 1 S. 1 BGB definiert als „ohne schuldhaftes Zögern“. Ein 
Zuwiderhandeln zieht eine Ordnungswidrigkeit gemäß § 53 Abs. 1 Nr. 5 
WaffG nach sich. Die Anzeigepflicht trifft nicht nur den Erben, sondern 
auch jeden, der den Besitz inne hat, z.B. Nachlassverwalter, Verwandte, 
Pflegepersonal und Gerichtsvollzieher.66 
Dies ist auch dann erforderlich, sollte die Waffenbehörde durch Mitteilung 
der Meldebehörde von der Inbesitznahme der Waffen durch den Erben 
erfahren.67 Dies dient der besseren Kontrolle über die zunehmende 
Anzahl von Erbwaffen durch die Behörde.68 
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  Vgl. Polizeidirektion Heilbronn, Pressemitteilung, 07/2008, S. 2, Anl. 6. 
63
  Vgl. Ullrich, 2008, S. 157. 
64
  Vgl. Papsthardt, in: Steindorf, Waffenrecht, 9. Aufl., 2010, § 20, Rn. 7. 
65
  Vgl. Runkel, in: Hinze, Waffenrecht, Stand 10/2009, § 20, Rn. 15. 
66
  Vgl. Ullrich, 2008, S. 158. 
67
  Vgl. Soschinka / Heller, Waffenrecht, 2008, Rn. 2511. 
68
  Vgl. Papsthardt, in: Steindorf, Waffenrecht, 9. Aufl., 2010, § 20, Rn. 4. 
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Der Erbe ist weiterhin dazu verpflichtet, innerhalb der Monatsfrist die 
Ausstellung einer WBK Erbfolge zu beantragen. Sollte diese Frist nicht 
eingehalten werden, stellt der dadurch eintretende unerlaubte 
Waffenbesitz für den Erben keine Straftat, sondern aufgrund des Vorrangs 
des lex specialis eine Ordnungswidrigkeit gemäß § 53 Abs. 1 Nr. 7 WaffG 
dar.69 
Die Monatsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt der sicheren Kenntnis des 
Erben von seiner Stellung.70 Dies kommt entweder der aktiven Annahme 
des Erbes gleich oder erfolgt passiv mit Ablauf der Ausschlagungsfrist 
gemäß § 1944 BGB.71 Auf die Berechnung finden die Vorschriften des § 
186 ff BGB Anwendung. Für die Dauer der Frist und im Fall der 
rechtzeitigen Antragsstellung für den Zeitraum der Bearbeitung gilt der 
Erwerb und Besitz an der Erbwaffe als rechtmäßig.72 Der Erbenparagraph 
unterscheidet mit Inkrafttreten der Waffengesetzänderung 2008 zwischen 
zwei Personenkreisen. Die Erben, die ein Bedürfnis geltend machen und 
solchen Personen, die sich nicht darauf berufen können.73 Dies schlägt 
sich in der neu eingeführten Blockierpflicht der Erbwaffen nieder, welche 
Punkt 3.3 ausführlich beleuchtet. 
Zu Beginn der praktischen Umsetzung warfen einige Länder die Frage 
auf, ob man die Regelung des § 20 WaffG 2008 in Bezug auf die 
Blockierung der Schusswaffen nun auch auf die sogenannten Alterben 
anzuwenden hat. Also Erbwaffeninhaber, deren WBK schon vor dem 
26.03.2008 ausgestellt wurde. Die RP Baden-Württembergs forderten die 
Waffenbehörden auf, von Maßnahmen gegen Alterben abzusehen, bis die 
Frage geklärt sei.74 Das BMI sprach sich mit Datum vom 22.09.2008 dafür 
aus, die gesetzliche Formulierung „alle Erbwaffen“ heranzuziehen, um 
auch die älteren Erbfälle in die Regelung aufzunehmen. Es handele sich 
um keinen Verstoß gegen das verfassungsrechtliche 
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  Vgl. Schäfer, NJW-Spezial 2008, S. 24; BGH 4 StR 247/03 vom 28.08.2003. 
70
  Vgl. VG Darmstadt, 5 E 1824/00 (3) vom 04.06.2004. 
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  Vgl. Gade, 2008, 2. Aufl., S. 116. 
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  Vgl. Ullrich, 2008, S. 159. 
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  Vgl. Ebenda, S. 160. 
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  Vgl. Regierungspräsidium Stuttgart, Erlass Az.: 62-1115.0/0397, 29.05.2008, Anl. 7. 
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Rückkopplungsverbot. Der Erbfall liege zwar in der Vergangenheit, der 
Waffenbesitz jedoch in der Gegenwart. Damit stelle es eine zulässige 
tatbestandliche Rückanknüpfung dar.75 Dessen ungeachtet wurde in 
Baden-Württemberg erst in Folge der Ereignisse des Amoklaufes von 
Winnenden die Blockierpflicht für Erbwaffen bei Altbesitz durch das IM 
BaWü am 15.05.2009 angeordnet.76 
3.3 Blockierpflicht 
Die neu geschaffene Blockierpflicht für Erbwaffen dient der Verhinderung 
die Waffen im Sinne von Abfeuern zu benutzen.77 In erster Linie die nicht 
vorhandene Sachkunde vieler Erben im Umgang mit Waffen und deren 
fehlendes Bedürfnis für den Waffenbesitz soll damit kompensiert werden. 
Die Sachkunde stellt in der Regel sicher, dass die Personen im Umgang 
mit den Waffen verantwortungsbewusst handeln und weder sich noch die 
Allgemeinheit gefährden. Es werden Kenntnisse auf dem Gebiet der den 
Waffenumgang betreffenden Rechtsvorschriften, der Waffentechnik und 
der sicheren Handhabung vorausgesetzt.78 Das Ausmaß und die Art der 
verlangten waffenrechtlichen Sachkunde orientieren sich spezifisch am 
Grund für den Waffenbesitz. Der Nachweis der Sachkunde wird entweder 
mittels Prüfung oder durch den Beleg einer entsprechenden Tätigkeit 
beziehungsweise Ausbildung erbracht.79 
In der Regel sind alle Erbwaffen mit einem dem Stand der 
Sicherheitstechnik entsprechendem System zu sichern. Ausgenommen 
von der Blockierpflicht sind gemäß § 20 Abs. 3 WaffG diejenigen Waffen, 
deren Besitzer ein Bedürfnis geltend machen kann, oder bereits 
berechtigter Besitzer einer Schusswaffe, aufgrund eines Bedürfnisses, ist. 
                                            
75
  Vgl. BMI, Stellungnahme Az.: KM 5 -681 208/6, 22.09.2008, Anl. 8. 
76
  Vgl. IM BaWü, Erlass Az.: 5-1115.0/317, 15.05.2009, Anl. 9. 
77
  Vgl. Schulz, 2009, S. 173. 
78
  Vgl. Busche, 2009, S. 14. 
79
  Vgl. Papsthardt, in: Steindorf, Waffenrecht, 9. Aufl., 2010, § 7, Rn. 2. 
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Die Erbwaffe als Bestandteil einer kulturhistorisch bedeutsamen 
Sammlung bedarf ebenfalls keiner Blockierung nach § 20 Abs. 7 WaffG.80 
Die blockierte Waffe behält ihre waffenrechtliche Eigenschaft und ist somit 
nicht von der sachgerechten Aufbewahrung gemäß § 36 WaffG befreit.81 
Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des neuen Erbenparagraphen existierte 
noch kein einziges 
Blockiersystem. Die 
erste Zulassung 
durch die PTB 
erfolgte am 
09.07.2008. Bis 
heute umfasst die 
Liste an erlaubten 
Systemen noch 
nicht jedes Kaliber 
einer Schuss-
waffe.82 Um dieser 
Tatsache gerecht zu werden, nahm der Gesetzgeber als 
Übergangsregelung in § 20 Abs. 7 WaffG eine Ausnahmegenehmigung 
auf. In der Folge sind Waffen für die kein passendes Blockiersystem 
existiert, von der Blockierpflicht bis zur Marktreife eines solchen 
ausgenommen. Das Erben solcher Waffen ist demnach auch ohne 
Nachweis eines Bedürfnisses möglich.83 Der Gesetzgeber rechnete mit 
jährlich 20.000 blockierten Schusswaffen.84 
Eine ausführlichere Betrachtung der Blockiersysteme im Hinblick auf die 
Technische Richtlinie, ihre Sicherheit und die Zulassung der 
Blockiersysteme findet sich im Unterkapitel 3.3.2. 
                                            
80
  Vgl. Komm, 2008, S. 121f. 
81
  Vgl. Ebenda, S. 122. 
82
  Zulassungsliste PTB, Stand 21.10.2009, Anl. 10. 
83
  Vgl. BT-Drucksache 16/7717, S. 71f. 
84
  Vgl. Ebenda, S. 17. 
Blockiersystem: Trustlock der Firma Armatix 
 
Quelle: Anl. 1, Abb. 2 
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3.3.1 Eingriff in die Eigentumsfreiheit 
Das bisher immer sehr liberal gehaltene Recht des Vererbens von 
Schusswaffen85 hat durch die Einführung der Blockierpflicht eine immense 
Verschärfung erfahren. Dies zieht für die betroffenen Personen 
beachtliche Folgen nach sich. Sie sind verpflichtet, teilweise sehr hohe 
Kosten auf sich zu nehmen, um geerbte Waffen behalten zu können. 
Blockiert ist die Schusswaffe einer sichtbareren Änderung unterworfen. 
Dabei stellt sich die Frage, ob die Erben und ihnen gleichgestellte 
Personen86 eine Grundrechtseinschränkung erfahren. 
Die Erben von Schusswaffen könnten in ihrem Grundrecht auf Eigentum, 
garantiert in Artikel 14 Abs. 1 GG, verletzt sein, soweit die Neuregelung 
des Erbenparagraphen § 20 WaffG mit vorgeschriebener Blockierung der 
Waffen einen Eingriff in ihre Eigentumsfreiheit darstellt, die 
verfassungsrechtlich nicht gerechtfertigt ist. Dafür müsste der persönliche 
und sachliche Schutzbereich des Grundrechts betroffen sein. Artikel 14 
Abs. 1 GG hat einen abwehrrechtlichen Charakter und stellt ebenso nach 
herrschender Meinung eine Institutsgarantie dar.87 Die Prüfung wird hier 
auf das spezielle Grundrecht beschränkt, auf einen möglichen Eingriff in 
die Allgemeine Handlungsfreiheit nach Artikel 2 Abs. 1 GG wird an dieser 
Stelle verwiesen, von einer näheren Betrachtung wird jedoch 
abgesehen.88 
Als Menschenrecht gilt der persönliche Schutzbereich von Artikel 14 GG 
für alle natürlichen Personen und aufgrund von Artikel 19 Abs. 3 GG auch 
für inländische juristische Personen des Privatrechtes, soweit sie Inhaber 
von Eigentumsrechten sein können.89 Dies ist für die Erben demnach zu 
bejahen. Der sachlich betroffene Schutzbereich umfasst das Eigentum 
und das Erbrecht. Da § 20 WaffG das Erbrecht an solches nicht in Frage 
stellt, soll es in der folgenden Prüfung außer acht gelassen werden. 
                                            
85
  Vgl. Gade, 2. Aufl., 2008, S. 115. 
86
  Vgl. Papsthardt, in: Steindorf, Waffenrecht, 9. Aufl., 2010, § 1, Rn. 1. 
87
  Vgl. Ipsen, 2009, Rn. 737f. 
88
  Vgl. Möllers, 2006, S. 54. 
89
  Vgl. Ipsen, 2009, Rn. 717. 
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Der Begriff der Eigentumsfreiheit richtet sich nicht nach der Definition des 
BGB, sondern nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes 
83, 201 (209). Er umfasst alle vermögenswerten Rechte, die dem 
Berechtigten von der Rechtsordnung in der Weise gebilligt sind, dass er 
die damit verbundenen Befugnisse nach eigenverantwortlicher 
Entscheidung zu seinem privaten Nutzen ausüben darf.90 
Unter einem Eingriff in den Schutzbereich dieses Grundrechts versteht 
man jedes hoheitliche Handeln, durch das eine erhebliche mittelbare oder 
unmittelbare Beeinträchtigung der Grundrechtsposition des Betroffenen 
erfolgt. Damit demnach jeden staatlichen Entzug und jede staatliche 
Beschränkung des Eigentumsrechts.91 Im vorliegenden Fall werden das 
Recht der Verfügung und der Eigentumsbestand an sich nicht angetastet. 
Es steht dem Erben frei die Schusswaffe zu veräußern. Da der auferlegte 
Einbau des Blockiersystems den Erbe aber in seinem Nutzungsrecht der 
nun gesperrten Waffe einschränkt, ist der sachliche Schutzbereich des 
Grundrechtes durch die Pflichten aus § 20 Abs. 3 WaffG unmittelbar 
tangiert. Die Blockierregelung beschränkt generell und abstrakt die 
Nutzungsmöglichkeit der Erbwaffe und begründet neue Pflichten für die 
Zukunft. 
Der vorliegende Eingriff in den Schutzbereich der Eigentumsfreiheit nach 
Artikel 14 Abs. 1 gilt nicht als verletzend, sollte er verfassungsrechtlich 
gerechtfertigt sein.92 Artikel 14 Abs. 1 S. 2 überlässt es dem Gesetzgeber 
den Inhalt des Eigentums und seine Schranken zu bestimmen. Gemäß § 
903 S. 1 BGB hat der Eigentümer das Recht mit seiner Sache nach 
Belieben zu verfahren, soweit nicht das Gesetz oder Rechte Dritter 
entgegenstehen. 93 
Die Rechtmäßigkeit setzt den ordnungsgemäßen Erlass des Gesetzes 
voraus. Das Waffenrecht liegt in der ausschließlichen 
Gesetzgebungskompetenz des Bundes nach Artikel 73 Abs. 1 Nr. 12 GG, 
                                            
90
  Vgl. Möllers, 2006, S. 168. 
91
  Vgl. Ebenda, S. 57. 
92
  Vgl. Ebenda, S. 59. 
93
  Vgl. Ipsen, 2009, Rn. 740, 744. 
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somit ist dies gegeben. Des Weiteren stellt die Regelung des § 20 Abs. 3 
WaffG keine Einzelfallregelung dar, da es einen abstrakten Kreis von 
Fällen betrifft. Eingeschränkte Grundrechte bedürfen aufgrund des 
Zitiergebotes aus Art. 19 Abs. 1 S. 2 GG die Nennung in sie 
einschränkenden Gesetzen. Von der Zitierpflicht kann bei einem 
regelungsvorbehaltenen Grundrecht wie Artikel 14 jedoch abgesehen 
werden. Die Regelung des Erbenparagraphen entspricht dem 
Bestimmtheitsgebot.94 
Aus materieller Sicht muss sich jede gesetzliche Regelung, die Rechte der 
Eigentumsfreiheit einschränkt, am verfassungsrechtlichen Übermaßverbot, 
dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz, messen.95 
Begründet ist der Eingriff für den Gesetzgeber als Pflicht des Staates zur 
Gefahrenabwehr von der Allgemeinheit und damit dem Schutz der 
öffentlichen Sicherheit. Der Begriff der öffentlichen Sicherheit richtet sich 
nach § 1 des Polizeigesetzes. Unter öffentlicher Sicherheit versteht man 
die durch Rechtsordnung geschützten Güter. Darunter fällt der Bestand 
des Staates, die Funktionsfähigkeit seiner Einrichtungen, der Schutz von 
kollektiven und individuellen Rechtsgütern und der Güter, die durch 
Vorschriften aus dem Straf-, Ordnungswidrigkeiten- und Verwaltungsrecht 
geschützt sind. Zu den Individualrechtsgütern, also den Rechtsgütern des 
einzelnen, zählt unter anderem Leben, Gesundheit, Freiheit, Würde, Ehre 
und Eigentum.96 
In dem vorliegenden Fall soll der Gefahr für Leben und Gesundheit, 
ausgelöst durch den unblockierten Waffenbesitz, begegnet werden, 
welches einem legitimen Zweck dient. 
Die Blockierung der Erbwaffe ist dazu in der Lage, unberechtigte Nutzung 
der Schusswaffe zu verhindern und somit wäre die Geeignetheit des § 20 
Abs. 3 WaffG als weiterer Bestandteil der Wahrung des Prinzips der 
Verhältnismäßigkeit zu bejahen. Von der gänzlichen Beseitigung der 
Eigentumsfreiheit, also dem Entzug der Waffe, hatte man abgesehen. Die 
                                            
94
  Vgl. Möllers, 2006, S. 60f. 
95
  Vgl. Ipsen, 2009, Rn. 748; siehe auch BVerfGE 7, 377 (405ff). 
96
  Vgl. Belz / Mußmann, 7. Aufl., 2009, § 1, Rn. 7, 19. 
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Pflicht zur sicheren Aufbewahrung existierte bereits im Vorfeld. In der 
Fachzeitschrift Visier wurde auf das günstigere und damit mildere Mittel 
eines Abzugschlosses, anstelle des vorgeschriebenen Blockiersystems, 
verwiesen.97 Eine solche Vorrichtung könnte jedoch denselben Zweck 
nicht erfüllen, da sie nicht den Sicherheitsbestimmungen entspricht. 
Demnach stellt die nun geltende Regelung die geringste Beeinträchtigung 
des Schutzgutes dar und ist somit als erforderlich anzusehen.98 
Um als angemessen zu gelten darf die gesetzliche Regelung keine 
übermäßige Belastung sein. Im Zuge einer Güterabwägung muss die 
Schwere des Eingriffs für die Erben im Verhältnis zu den 
Rechtfertigungsgründen der Zumutbarkeit entsprechen.99 Bei der 
Blockierpflicht handelt es sich um einen intensiven Eingriff. Sie schränkt 
die Erben in der Nutzung der Waffe ein. Dabei ist aber zu berücksichtigen, 
dass sie auch ohne Blockiersystem lediglich befugt wären, die Waffe zur 
Testung des Schießverhaltens auf dem Schießstand einzusetzen100. Die 
auferlegten Kosten sind im Vergleich zum Wert der meisten Erbwaffen als 
sehr hoch anzusehen. Sie nehmen auch eine Lenkungsfunktion ein, da 
die Betroffenen eher dazu geneigt sind, sich aus fiskalischen Gründen von 
der Schusswaffe zu trennen. Dies entspricht dem öffentlichen Interesse, 
möglichst wenige Waffen im Volk verteilt zu sehen101. Ebenso ist die 
Gewährleistung der Sicherheit als Staatsaufgabe von hohem 
Gemeinwohlinteresse und somit die Unterbindung unsachkundiger 
Zugriffsmöglichkeit auf Schusswaffen. Das Eigentum ist natürlich ein hoch 
angesiedeltes Grundrecht. Es tritt jedoch hinter der Gefahrenabwehr für 
Leben und Gesundheit zurück und somit als angemessen anzusehen.102 
Es wird der Gesetzgebung vorgeworfen, diesen Umstand bei den 
Erbwaffen in den letzten Jahrzehnten auch hingenommen zu haben.103 
                                            
97
  Vgl. Plößl / Skrobanek, Visier 3/2009, S. 99. 
98
  Vgl. Möllers, 2006, S. 63. 
99
  Vgl. Ipsen, 2009, Rn. 193. 
100
  Vgl. Soschinka / Heller, 2008, Rn. 2537. 
101
  Vgl. Scheffer, GewArch 2005/7, S. 295. 
102
  Vgl. Möllers, 2006, S. 64f. 
103
  Vgl. Plößl / Skrobanek, Visier 3/2009, S. 96f. 
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Nichts desto trotz stellt diese, wenn auch längst überfällige Einführung der 
Blockierpflicht in § 20 Abs. 3 WaffG, einen gerechtfertigten Eingriff und 
keine Verletzung der Eigentumsfreiheit des Artikels 14 GG dar. 
In der Novellierung des Erbenparagraphen fand ein durchdachter 
Ausgleich zwischen Eigentumsinteresse des Erben auf der einen Seite 
und dem legitimen Sicherheitsinteresse der Gesellschaft auf der anderen 
Seite statt.104 
3.3.2 Sicherheit 
Einer der wichtigsten Aspekte der Waffenblockiersysteme ist ihre 
Sicherheit. Unbefugte, also die Erben, ihnen gleich gestellte Personen 
oder Dritte, sollen an der Benutzung der Waffen gehindert werden. In der 
Zielsetzung wurde ausdrücklich darauf hingewiesen, der Gebrauch der 
Schusswaffe sei nicht völlig auszuschließen, jedoch sei mindestens eine 
erhebliche Erschwerung beabsichtigt.105 
Nur das Fehlen eines akzeptablen Systems verhinderte bei der 
Novellierung des Waffengesetzes 2002 die Einführung der nun 
vorgeschriebenen Blockierung. Die fehlende Möglichkeit eine 
Schussabgabe so zu verhindern, zwang deshalb den Gesetzgeber eine 
befristete Sonderregelung mit einzuführen. Die Fortführung der vormaligen 
Privilegierung von Erben auf weitere fünf Jahre gab der Industrie Zeit bis 
zum 01.04.2008 für die Entwicklung der geforderten Blockiersysteme.106 
Der Gesetzgeber legte dem BMI in § 20 Abs. 4 WaffG 2008 auf, nach 
Anhörung von Vertretern der Wissenschaft, Betroffener, der Wirtschaft 
und oberste Waffenbehörden der Länder eine Technische Richtlinie für 
Waffenblockiersysteme zu erstellen. Die Prüfung und Zulassung wies man 
der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt zu. 
Zu den wichtigsten Kriterien der am 01.04.2008 in Kraft getretenen TR 
zählt das Verhindern der Schussabgabe durch die Waffe bei bestehender 
Blockierung. Daneben ist das Verhindern von Schäden durch Ein- und 
                                            
104
  Vgl. Gade, 2. Aufl., 2008, S.117. 
105
  Vgl. Technische Richtlinie-Blockiersysteme für Erbwaffen, Nr. 2. 
106
  Vgl. Braun, ZEV 3/2003, S. 106f. 
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Ausbau des Sperrsystems von hoher Bedeutung. Der Vorgang darf nur 
durch einen ausgewiesen Büchsenmacher, Waffenhersteller oder Händler 
erfolgen. Die nicht autorisierte Entfernung der Blockierung soll 
nachweisbar sein. 
Das Blockiersystem muss mechanischer Einwirkung mindestens 30 min, 
thermischen Angriffen 15 min und maximal 10 Kilonewton Krafteinwirkung, 
standhalten um den Test der PTB zu bestehen. Die Prüfung erfolgt mittels 
der, unter Punkt 4 der TR aufgeführten Liste an Maschinen und 
Werkzeugen, frei erhältlich im Einzelhandel. 
Das Vorgehen ähnelt dem der Prüfung von Waffenschränken. Eine 
absolute Sicherheit kann und soll, wie oben schon genannt, nicht erreicht 
werden. Jedoch warf die Fachpresse die Frage auf, welche Sicherheit zu 
erlangen beabsichtigt sei, wenn der Missbrauch lediglich um 30 min 
hinaus zu zögern sei.107 Dem ist jedoch entgegenzuhalten, dass sich im 
bezahlbaren Preisrahmen kein System entwickeln lässt, welches einer 
konkreten Missbrauchsabsicht auf Dauer standhalten kann. In dem Fall 
bleibt dem nun hier so genannten Täter jede Zeit, um die Blockierung auf 
die verschiedensten Wege anzugreifen. Der Zeitrahmen von 15 bis 30 min 
wirkt allerdings einer Affekthandlung und spontanem grobem Unfug 
entgegen und schützt die Waffe damit vor Missbrauch. 
Genau an dieser Stelle setzte die Fachpresse jedoch an. Sie 
veröffentlichte einen Artikel, der die Entfernung eines Trustlock System 
der Firma Armatix innerhalb von zwei Minuten beschreibt. Das 
zugelassene Sperrsystem hielt einem einfachen Schweißtransformator 
und einem Stahlstift nicht stand und konnte aus dem Lauf der Testwaffe 
gezogen werden. Den ordnungsgemäßen Einbau und Versuch an sich 
überwachten ein dafür zugelassener Büchsenmachermeister und ein 
Amtsrichter.108 Die Herstellerfirma ging umgehend dagegen vor und 
mittels einstweiliger Verfügung wurde es der Zeitschrift untersagt zu 
verbreiten, dass es sich bei dem geknackten System um das Trustlock 
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  Vgl. Plößl / Skrobanek, Visier 3/2009, S. 97. 
108
  Vgl. Plößl / Skrobanek, Visier 3/2009, S. 98f. 
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Blockiersystem handele. Der Rechtsstreit in dieser Frage ist noch 
anhängig.109 
Unabhängig davon erregte ein Bericht der am 19.05.2009 ausgestrahlten 
Sendung Frontal 21 im Zweiten Deutschen Fernsehen für Aufsehen. Hier 
wurden die Zuschauer Zeugen, wie ein Schwingschleifer innerhalb 
kürzester Zeit zwei Blockiersysteme entsicherte. Auch in diesem Fall 
reagierte die Firma Armatix umgehend mit gerichtlichen Schritten. Die 
Widerholung des Versuches vor Gericht führte nicht zu dem gleichen 
Ergebnis. Das Landgericht Hamburg fällte daraufhin am 23.06.2009 ein 
vorläufiges Unterlassungsurteil, gegen das jedoch von Seiten des 
Fernsehsenders ebenso juristisch vorgegangen wird.110 Die PTB führte 
den Versuch mit dem angegebenen Schwingschleifer, der nicht in der 
Liste der TR aufgeführt ist, selbst durch. Die Aufhebung der Blockierung 
misslang dabei wiederum.111 Die Erbwaffeninhaber sind jedoch zu Recht 
stark verunsichert worden und die gerichtliche Verfügung stellt das 
Vertrauen nicht gänzlich wieder her. Die versprochene Sicherheit ist mit 
Vorsicht zu genießen und wird sich in der praktischen Anwendung im 
Laufe der nächsten Jahre beweisen müssen. 
Das endgültige Urteil beider Verfahren stand zum Zeitpunkt der 
Ausarbeitung dieser Arbeit noch nicht zur Verfügung. 
3.3.3 Gesetzeslücken und Problematik 
Jede gesetzliche Neuerung muss sich in der praktischen Umsetzung 
beweisen und bedarf der ersten Auslegung durch Behörden und Gerichte. 
Genau so verhält es sich auch bei dem neu geschaffenen 
Erbenparagraphen. Mit Einführung der fünfjährigen Befristung dieser 
Regelung ging der Auftrag an die freie Wirtschaft ein 
Waffenblockiersystem zu entwickeln. Damit wurde der Industrie das 
Schicksal der Erbenprivilegierung überlassen. Wäre sie untätig gewesen, 
hätte der Gesetzgeber die Problematik erneut verschoben oder sich 
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  Vgl. Visier, Stellungnahme des Verlages, 26.03.2009, Anl. 11. 
110
  Vgl. Landgericht Hamburg, Geschäfts- Nr. 324 0 298/09, 23.06.2009. 
111
  Vgl. Franke, Stellungnahme PTB, 28.05.2009, Anl. 12. 
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gezwungen gesehen, das Vererben von Waffen zu untersagen. So aber 
ist der Waffenerbe nun angehalten ein System einzubauen, dessen Preis 
von den Herstellern bestimmt wird.112 Diese sind auch gezwungen 
wirtschaftlich zu handeln und ein solches Denken in ihre Produkte und 
Entwicklungen einfließen zu lassen. Es sind bislang schon einige 
Blockiersysteme für die meistvertretenen Kaliber auf dem Markt, jedoch 
fehlen weiterhin Systeme für viele Waffen. Je kleiner der Bestand an 
bestimmten Kalibern ist, umso weniger lohnt sich für die Industrie die 
Entwicklung und Vermarktung. 
 
Nicht nur die Seltenheit verhindert aus wirtschaftlichen Gründen die 
Einführung von passenden Blockiersystemen. Bei manchen Waffen wird 
aus ihrer Eigenart heraus ein solches System voraussichtlich noch lange 
auf sich warten lassen. Schreckschuss-, Reizstoff- und Signalwaffen, so 
genannte SRS-Waffen, können gemäß Anl. 2 A. 2 UA 2 Nr. 1.3 des WaffG 
frei erworben und besessen werden, solange sie eine Kennzeichnung des 
PTB tragen. Zum Führen in der Öffentlichkeit wird seit dem 
WaffRNeuRegG ein „Kleiner Waffenschein“ benötigt. Der setzt lediglich 
die Volljährigkeit, die Zuverlässigkeit und persönliche Eignung voraus.113 
Schreckschusswaffen ohne Zeichen der PTB sind ihrem Wesen nach 
nicht privilegiert und somit kommt bei Vorliegen der Voraussetzung 
lediglich die Ausstellung eines allgemeinen Waffenscheines für das 
Führen, oder einer WBK für den Besitz in Betracht.114 Dabei handelt es 
sich in der Regel um so genannte Altwaffen, angemeldet im Zuge der 
Amnestie der Jahre 1972 und 1976. Die Betrachtung  als 
erlaubnispflichtige Schusswaffen im Sinne des WaffG führte, gemäß § 20 
Abs. 3 WaffG, im Erbfall zu einer verpflichteten Blockierung, sollte kein 
Bedürfnis geltend gemacht werden können. Da jedoch keine Systeme zur 
Sicherung auf dem Markt existieren oder in absehbarer Zeit zu erwarten 
sind, müssen die zuständigen Behörden für die betreffende 
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  Vgl. Braun, ZEV, 3/2003, S. 107. 
113
  Vgl. Heinrich, in: Steindorf, Waffenrecht, 9. Aufl., 2010, § 2, Rn. 67. 
114
  Vgl. Gade, 2. Aufl., 2008, S. 118. 
29 
Schreckschusswaffe eine Ausnahmegenehmigung nach § 20 Abs. 7 
WaffG erlassen. Die Genehmigung muss möglicherweise auf Dauer oder 
mindestens bis zur erneuten Spezifizierung des Waffenrechtes erneuert 
werden. Dies ist mit der Begründung der Ausnahmegenehmigung des 
Gesetzgebers als Mittel der kurzfristigen Überbrückung nicht in Einklang 
zu bringen.115 
Daneben wirft die gesetzliche Regelung in der praktischen Umsetzung 
weitere Fragen auf. Die Ausnahmen von der Blockierpflicht nach § 20 Abs. 
3 Satz 3 greifen, sofern es sich bei dem Erben bereits um einen WBK 
Inhaber handelt, selbst wenn die WBK nicht dem Erbzweck dient. Erbt z.B. 
ein Sportschütze die Jagdwaffen seines verstorbenen Vaters, entfällt für 
ihn die Blockierung, obwohl Jagdwaffen nicht auf seine gelben 
Sportschützen WBK erworben werden dürften.116 
Die Dienstbesprechung der Waffenbehörden beim RP Stuttgart am 
24.09.2009 hat in diesem Zusammenhang unter Punkt 11 ergeben, dass 
dies bei Jägern ebenfalls greift. Als Inhaber eines Jagdscheines wird dem 
Jäger das Bedürfnis eingeräumt, für die Jagd eine unbegrenzte Anzahl an 
Langwaffen zu besitzen. Das Zugeständnis umfasst jedoch für die Jagd 
nur zwei Kurzwaffen, die ihm als Fangschusswaffen dienen. Ist der Jäger 
nun bereits berechtigter Besitzer von zwei Kurzwaffen gemäß § 13 Abs. 2 
WaffG, ist seine Begrenzung damit erreicht. Sollte er jedoch durch 
Erbschaft in den Besitz einer weiteren Kurzwaffe gelangen, kommt wieder 
die Regelung des § 20 Abs. 3 Satz 3 WaffG zum Tragen. Es kann bei der 
neuen Waffe nun ebenso von der Blockierung abgesehen werden, da der 
Erbe als Jäger bereits Besitzer einer erlaubnispflichtigen Schusswaffe 
aufgrund eines Bedürfnisse nach § 13 WaffG ist. Die Behörde hat ihn 
lediglich auf die Untersagung der Nutzung der Schusswaffe hinzuweißen. 
Ein Verstoß dagegen könnte seine Zuverlässigkeit als Waffenbesitzer in 
Frage stellen.117 Es ist für die gesetzliche Regelung unerheblich, ob das 
Bedürfnis für die Erbwaffe überhaupt weiterhin gilt und die Anwendung die 
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  Vgl. BT-Drucksache 16/7717, S. 71f. 
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  Vgl. Gade, 2. Aufl., 2008, S. 117, Fn. 214. 
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  Vgl. RP Stuttgart, Protokoll Dienstbesprechung, 24.09.2009, Anl. 13. 
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ererbte Waffe auch erfasst. Angenommen der betroffene Jäger, den 
Erbfall außen vor gelassen, hätte die Absicht verfolgt eine zusätzliche 
Kurzwaffe zu erwerben. In diesem Fall könnte die Waffenbehörde die 
vorherige Trennung von einer der anderen Waffen verlangen. Um das zu 
umgehen, wäre laut dem Urteil des Oberverwaltungsgerichtes Nordrhein-
Westfalens vom 05.04.2005 der schwere Nachweis erforderlich, der 
Bedarf an der neuen Waffe für den Zweck der Jagd liege vor. Ein Bedarf, 
der nicht schon durch den Erwerb und den Besitz der bereits vorhandenen 
Kurzwaffen befriedigt wäre.118 
Die Blockierungspflicht zielt auf die oft nicht vorhandene Sachkunde von 
Erbwaffenbesitzern ab. Die Sportschützen als auch die Jäger haben nach 
§ 7 WaffG den Nachweis über die erlangte Sachkunde erbracht. Sie 
verfügen ebenso über die Möglichkeiten der sicheren Aufbewahrung und 
stellen für den Gesetzgeber keine Selbst- oder Fremdgefährdungsgefahr 
dar.119 Jedoch steht die Ausnahme von der Blockierpflicht, wie oben 
dargestellt, mit den Vorschriften dieser beiden an sich schon privilegierten 
Waffenbesitzergruppen im Konflikt und setzt sie außer Kraft. Die Nutzung 
de ererbten Waffen ist zwar untersagt, es gibt allerdings kaum eine 
Möglichkeit dies auszuschließen. Den Behörden fehlen die Kapazitäten, 
um die Einhaltung zu überwachen. 
 
Die Gesetzesformulierung birgt noch weitere Lücken. Die Befreiung von 
der Waffenblockierpflicht als Erbe setzt den berechtigten Besitz einer 
Schusswaffe aufgrund eines Bedürfnisses voraus. Nicht die Sachkunde ist 
hier von Entscheidung, sondern der bereits bestehende Besitz. Sollte nun 
ein Sportschütze keine eigenen Waffen besitzen, könnte er, im Gegensatz 
zum oben angesprochenen Fall, die Jagdwaffen seines verstorbenen 
Vaters nicht übernehmen ohne sie blockieren zu müssen, obwohl er 
dieselben Fachkenntnisse mitbringt. 
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  Vgl Scheffer, GewArch 2005/7, S. 295f. 
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  Vgl. BT-Drucksache 16/8224, S. 24. 
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Die Begrenzung des in § 20 Abs. 3 WaffG genannten Bedürfnisses auf 
Jäger und Sportschützen benachteiligt daneben auch Personengruppen 
wie Beamte des Polizeivollzugsdienstes und Soldaten der Bundeswehr 
und schließt diese aus, selbst wenn deren Sachkunde durch ihre 
Dienststellen bestätigt wird.120 
3.4 Praxisteil „Erbwaffen Schütz“ 
Der folgende fiktive Sachverhalt basiert auf der Grundlage mehrerer Fälle, 
die dem Ordnungsamt der Großen Kreisstadt Bad Rappenau vorliegen 
und dient der Veranschaulichung der praktischen Umsetzung der neuen 
Erbwaffenregelung. 
3.4.1 Sachverhalt 
Am 20.08.2009 erscheint Frau Gertrud Schütz, geboren 1940, im 
Ordnungsamt der Stadt Bad Rappenau und will für die Waffen ihres 
kürzlich verstorbenen Mannes eine WBK beantragen. Aus einer Meldung 
des Einwohnermeldeamtes geht der Tod des passionierten Sportschützen 
Josef Schütz am 23.07.2009 hervor. Die vorgelegte Verfügung von Todes 
wegen weißt seine Ehefrau als alleinige Erbin aus. Sie hatte mit 
Schusswaffen bisher nichts zu tun und wird über die Rechtslage informiert 
und auf die Blockierung der Waffen hingewiesen. Der Nachweis der 
sachgemäßen Aufbewahrung liegt der Behörde bereits vor. Im Nachlass 
befinden sich laut der WBK des Verstorbenen folgende Waffen: 
 
Nr. Art Kaliber Hersteller 
1 Sportrevolver .357  Colt Python 
2 Pistole 9 mm Para Brünner 
3 Pistole .45 ACP Simson Match 
4 Zimmerstutzen .22 Mauser 
                                            
120
  Vgl. Busche, 2009, S. 14. 
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3.4.2 Tatbestand 
Die Witwe Frau Gertrud Schütz könnte unter den gesetzlichen 
Voraussetzungen einen Anspruch auf die Erteilung einer sogenannten 
WBK Erbfolge haben, aus § 20 Abs. 2 WaffG. 
Anwendung des Waffengesetzes 
Es muss sich dafür um eine Waffen im Sinne des WaffG handeln. Diese 
sind in § 1 Abs. 2 beschrieben und die darin enthaltenen Schusswaffen 
oder gleichgestellte Gegenstände werden in Anl. 1 A. 1. Ua. 1 aufgezählt. 
Die Waffen aus dem Erbe von Josef Schütz hatten ihre grundsätzliche 
Bestimmung in Sport, Angriff und Verteidigung. Die Geschosse werden 
bei allen Waffen durch den Lauf getrieben. Damit sind die Kriterien einer 
Schusswaffe erfüllt und sie stellen für das WaffG eine Waffe dar. 
Sachliche Zuständigkeit 
Die sachliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 48 WaffG. Durch Abs. 1. 
ermächtigt der Gesetzgeber die Länder durch Rechtsverordnungen für die 
Vollziehung des WaffG berechtigte Behörden zu bestimmen. Abweichend 
davon ist das Bundesverwaltungsamt zuständig, soweit es sich nicht um 
Personen gemäß Abs. 2 handelt. 
Dies wäre unter anderem der Fall bei ausländischem Konsulatspersonal 
und deren Mitarbeiter, in Deutschland stationierten Angehörigen 
ausländischer Streitkräfte, Schutzpersonal ausländischer Flugzeuge und 
Schiffe sowie Deutscher im Sinne des Artikel 116, die ihren Aufenthalt 
außerhalb Deutschlands haben. Durch die Gesetzesänderung von 2008 
wurden dabei die Waffenhändler, -hersteller und Bewachungsunternehmer 
außen vor gelassen, da das Personal meist im Umfeld des 
Unternehmenssitzes wohne und ein umständliches Beteiligungsverfahren 
zwischen der örtlichen Behörde und dem Bundesverwaltungsamt 
vermieden werden solle.121 
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Nach § 1 Abs. 1 der Verordnung der Landesregierung von Baden-
Württemberg zur Durchführung des Waffengesetzes ist für die allgemeine 
Umsetzung des Waffengesetzes die Kreispolizeibehörde zuständig. 
Kreispolizeibehörde ist gemäß § 62 Abs. 3 PolG die Untere 
Verwaltungsbehörde, die nach § 15 Abs. 1 Nr. 1 des LVG in den 
Landkreisen die Landratsämter sind. Dies wird durch den Negativkatalog 
des § 19 Abs. 1 eingeschränkt. Da das Waffenrecht nicht aufgeführt wird, 
liegt die Zuständigkeit auf ihrem Hoheitsgebiet bei den Großen 
Kreisstädten. 
Örtliche Zuständigkeit 
Grundsätzlich verweist § 49 Abs. 1 WaffG für die Frage der örtlichen 
Zuständigkeit auf die Verwaltungsverfahrensgesetze der Länder. Lediglich 
für die in § 49 Abs. 2 Nr. 1 bis Nr. 6 WaffG aufgezählten Sonderfälle sind 
für die Vollziehung dieses Gesetzes die dort genannten Behörden, 
abweichend von den ländereigenen Regelungen, örtlich verantwortlich 
nach der Regel des lex specialis. 
Die örtliche Zuständigkeit für Baden-Württemberg richtet sich nach den 
Vorschriften des § 3 LVwVfG. Gemäß Abs. 1 Nr. 3 a liegt die Zuständigkeit 
in Angelegenheiten einer natürlichen Person bei der Behörde, in deren 
Bezirk sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat oder zuletzt hatte. 
Demzufolge ist im vorliegenden Fall die Waffenbehörde der Großen 
Kreisstadt Bad Rappenau zuständig. 
Anzeigepflicht 
Für Waffen, deren Erwerb der Erlaubnis bedarf, sieht § 37 Abs. 1 Nr. 1 
WaffG im Fall des Todes des Waffenbesitzers eine unverzügliche 
Anzeigepflicht für die Person vor, welche die Waffen in Besitz nimmt. 
Wie bereits dargelegt handelt es sich bei den Erbwaffen von Josef Schütz 
um Schusswaffen, welche gemäß § 2 Abs. 2 WaffG i.v.m. Anl. 2 A. 2 Ua. 1 
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zu den erlaubnispflichtigen Waffen zählen.122 In diesem Fall hat Frau 
Schütz die Waffen übernommen. Sie unterließ es dies der Behörde 
unverzüglich123 mitzuteilen. Im Fall des Fundes von Waffen hält Martin 
Schulz, hinsichtlich des Begriffes unverzüglich, bei Unkenntnis des 
Besitzers die sofortige Anzeige noch am selben Tag für erforderlich. Sollte 
ein Anhaltspunkt auf den rechtmäßigen Besitzer vorhanden sein genüge 
der nächste Arbeitstag der zuständigen Behörde.124 Im vorliegenden 
Erbfall kann jedoch allerdings mehr Zeit eingeräumt werden, welche aber 
mit knapp einem Monat sicherlich überschritten ist. 
Waffenbesitzkarte 
Gemäß § 20 Abs. 2 WaffG steht Frau Schütz die Erteilung einer WBK zu, 
falls Josef Schütz als Erblasser berechtigter Besitzer war und sie 
zuverlässig und geeignet ist.125 Der berechtigte Besitz von Herrn Schütz 
ist als gegeben anzusehen, aufgrund der Eintragung sämtlicher Waffen in 
seiner WBK. Die Prüfung der persönlichen Voraussetzungen in Form der 
Zuverlässigkeit und Geeignetheit richtet sich nach § 5 und § 6 WaffG und 
erfolgt durch die Behörde.126 
Die Privilegierung des Erbenparagraphen setzt eine fristgerechte 
Beantragung voraus. Der Fristbeginn richtet sich gemäß § 20 Abs. 1 S. 1 
WaffG nach der aktiven Annahme der Erbschaft oder dem passiven 
Ablauf der Ausschlagungsfrist. Die Annahme stellt eine Willenserklärung 
dar, die entweder gegenüber Dritten, wie z.B. dem Nachlassverwalter, 
einem Miterben oder durch schlüssiges Verhalten objektiv zum Ausdruck 
gebracht wird. Dies wiederum könnte durch die Verfügung über das Erbe 
gegeben sein. Im vorliegenden Fall hat Frau Schütz im Zweifel durch 
Erscheinen bei der Behörde und der Beantragung der WBK die Annahme 
der Erbschaft im Sinne des § 1943 BGB deutlich zum Ausdruck gebracht. 
Das Ende der Beantragungsfrist läge gemäß § 20 Abs. 1 S. 1 WaffG i.v.m. 
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  Vgl. Schulz, 2009, S. 84. 
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  § 121 Abs. 1 BGB Legaldefinition: „ohne schuldhaftes Zögern“. 
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  Vgl. Schulz, 2009, S. 126. 
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  Vgl. Komm, 2008, S. 120. 
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  Vgl. Runkel, in: Hinze, Waffenrecht, Stand 10/2009, § 20, Rn. 15. 
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§ 187 Abs. 1, § 188 Abs. 2 BGB demnach am 20.09.2009. Wäre dies nicht 
erfolgt, würde die Frist des Erbenparagraphen mit Ablauf der 
sechswöchigen Ausschlagungsfrist nach § 1944 BGB zu laufen beginnen. 
Deren Anfang ist mit dem Augenblick gleichzusetzen, in dem die Witwe 
vom Anfall und Grund der Erbberufung Kenntnis nimmt, also hier dem Tod 
von Josef Schütz.127 Ein endgültiges Verstreichen der Beantragungspflicht 
erfolgt demnach am 02.10.2010 gemäß § 20 Abs. 1 S.1 WaffG i.v.m. § 
1944 Abs. 1, § 1944 Abs. 2, § 187 Abs. 1, § 188 Abs. 2 BGB. Die 
Monatsfrist ist demzufolge gewahrt geblieben. 
Blockierung 
Nach § 20 Abs. 3 sind ererbte Schusswaffen durch ein dem Stand der 
Technik entsprechendes Blockiersystem zu sichern, sollte kein Bedürfnis 
als geltend gemacht werden können oder aufgrund eines solchen bereits 
der berechtigte Besitz von erlaubnispflichtigen Waffen vorliegen. 
Der allgemeine Begriff des Bedürfnisses ergibt sich aus § 8 WaffG und 
setzt das Glaubhaftmachen eines besonderen persönlichen und 
wirtschaftlichen Interesses, sowie der Geeignetheit und Erforderlichkeit 
der Waffen zu diesem Zweck voraus. Die betreffende Person muss 
gegenüber der Behörde deutlich machen, ihr Interesse sei 
überdurchschnittlich groß. Nach Abwägung des Interesses der Erbin 
Schütz kann ihr solches nicht unterstellt werden.128 Besonders weist § 20 
Abs. 3 WaffG auf das Bedürfnis der Jäger und Sportschützen hin, doch 
auch dies kann Frau Schütz nicht für sich beanspruchen. 
Sowohl für den Sportrevolver als auch für die beiden Pistolen finden sich 
unter den Zulassungsnummern B 08-01 und B 08-01 der Liste der PTB 
kompatible Sperrsysteme, welche die vorgeschriebenen Blockierungen 
erfüllen.129 
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Ausnahmegenehmigung 
§ 20 Abs. 7 WaffG 2008 räumt den Behörden die Möglichkeit einer 
Ausnahmegenehmigung ein für den Fall des Fehlens eines passenden 
Blockiersystems. 
Da die Ausnahmegenehmigung einen Antrag voraussetzt130, hat Frau 
Schütz diesen bei der zuständigen Waffenbehörde zu stellen. Bei 
Vorliegen der Voraussetzungen eröffnet das Gesetz der Behörde bei der 
Erteilung kein Ermessen. 
Wie aus der anhängenden Liste der PTB131 ersichtlich ist, liegt für den 
Zimmerstutzen mit Kaliber .22 kein kompatibles Sperrsystem vor. Die 
Gesetzesformulierung sieht vor, dass „auf Antrag Ausnahmen von der 
Verpflichtung, alle Erbwaffen mit einem Stand der Sicherheitstechnik […] 
zu sichern, […] wenn oder so lange für eine oder mehrere Erbwaffen ein 
entsprechendes Blockiersystem noch nicht vorhanden ist.“ Die 
Interpretation dieser Vorschrift führte in der Praxis zu Schwierigkeiten. Das 
RP Karlsruhe vertritt die Ansicht einer grammatischen 
Gesetzesauslegung. Der Wortlaut des Gesetzes habe die Einbeziehung 
der Ausnahmegenehmigung auf den gesamten Waffenbestand zur Folge, 
auch wenn lediglich eine der Schusswaffen nicht blockiert werden könne. 
Die Sicherung der Waffen mache erst Sinn, wenn es alle betreffe, da 
weiterhin unblockierte Schusswaffen zur Verfügung stünden. Es wird in 
der Hinsicht auch auf § 20 Abs. 3 WaffG 2008 hingewiesen. Dieser 
schließe eine Blockierung von Waffen im Falle des Bereitstehens von 
berechtigten Waffen ohne Blockierung aus.132 Dem entgegen zu stellen ist 
die Tatsache, dass sich die Vorschrift auf einen Besitz von Waffen, 
aufgrund eines Bedürfnisses bereits vor dem Erbfall, bezieht. 
Des weiteren führt eine historische und teleologische Auslegung, die 
Frage nach Entwicklung und Ziel der Vorschrift seitens des RP Stuttgarts, 
zu der von ihm vertretenen Meinung, die Ausnahmegenehmigung könne 
                                            
130
  Vgl. Papsthardt, in: Steindorf, Waffenrecht, 9. Aufl., 2010, § 20, Rn. 8d. 
131
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sich auch auf einzelne Waffen beschränken. Mögliche weitere Waffen 
seien zu blockieren.133 Der Gesetzgeber zielt klar auf eine größtmögliche 
Verringerung des Bestandes an ungesicherten Waffen in den Händen 
unsachkundiger Eigentümer hin, die auch bei der Anwendung der 
Ausnahmegenehmigung des § 20 Abs. 7 WaffG 2008 zum Tragen 
kommt.134 
3.4.3 Rechtsfolge 
Die Vorschrift von § 20 Abs. 2 WaffG eröffnet der Behörde kein Ermessen. 
Somit hat die Waffenbehörde der Stadt Bad Rappenau bei Vorliegen der 
oben dargelegten Voraussetzungen der Witwe Frau Gertrud Schütz eine 
WBK auszustellen. Die Kurzwaffen aus dem Nachlass sind durch einen 
zugelassenen Sachverständigen zu blockieren und der Nachweis hierfür 
der Behörde zu erbringen. Zur besseren Überschaubarkeit des blockierten 
Waffenbestandes ist der Ein- und Ausbau eines Sperrsystems auf der 
WBK Erbfolge einzutragen gemäß § 20 Abs. 6 WaffG.135 
Kommt Frau Schütz der Blockierpflicht nicht nach, oder reagiert ein Erbe 
generell nicht auf die Aufforderung die Erbwaffen zu blockieren, ist der 
Einbau anzuordnen. Sollte jedoch auch der Versuch, die Durchsetzung 
der Vorschrift durch Zwangsgeld zu erreichen fehlschlagen, kann daraus 
die Aberkennung der waffenrechtlichen Zuverlässigkeit gemäß § 5 Abs. 1 
Nr. 2 b WaffG resultieren. Als Folge dessen ist die WBK nach § 45 Abs. 2 
WaffG zu widerrufen.136 
Aufgrund der Tatsache, dass sich kein passendes Blockiersystem für den 
Zimmerstutzen auf dem Markt befindet, ist die Ausnahmegenehmigung zu 
erteilen. Es empfiehlt sich diese Genehmigung zeitlich zu begrenzen oder 
eine interne Wiedervorlage einzurichten um ein Aufrechterhalten der 
Voraussetzung, also das Ausbleiben eines passenden Blockiersystems, 
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besser kontrollieren zu können. Die Pflicht der Marktbeobachtung liegt hier 
bei der Behörde.137 
Das Nichtbeachtens der Anzeigepflicht stellt eine Ordnungswidrigkeit 
gemäß § 53 Abs. 1 Nr. 5 WaffG dar. Die Ahndung nach § 53 Abs. 2 WaffG 
i.v.m. § 17 Abs. 1 OWiG sieht eine Geldbuße von 5 bis 10.000 Euro vor. 
Die Verfolgung des Verstoßes liegt im pflichtgemäßen Ermessen der 
Behörde und kann unter Berücksichtigung der Gesamtumstände 
eingestellt werden, solange das Verfahren bei ihr anhängig ist. 
3.5 Zwischenbetrachtung 
Der Praxisfall verdeutlicht, welche Anforderungen die Novellierung des 
Erbenparagraphen an die Bürger und Behörde stellt. Der Erbe steht vor 
neuen Pflichten und wird durch die Blockierpflicht vor eine weitere Hürde 
hin zum Waffenbesitz gestellt. Im gleichen Zug entstehen neue Aufgaben 
für die Waffenbehörde. Neben dem komplexeren Erteilungsverfahren ist 
die Behörde für die Überwachung der Ausnahmegenehmigungen 
verantwortlich. Eine große Herausforderung stellt dabei die Bearbeitung 
der Waffenbestände der Alterben dar. 
Die neue Erbwaffenregelung und dabei natürlich in erster Linie das 
Blockiersystem, ist gegen den Zugriff unsachkundiger Personen auf 
Waffen gerichtet. Dieses Ziel ist im Hinblick auf die Ereignisse der letzten 
Jahre mit mehreren Amokläufen und der zunehmenden 
Gewaltbereitschaft in Teilen der Bevölkerung zu befürworten. Eine 
Privilegierung durch das Erbrecht darf daneben die für gewöhnlich 
strengen Voraussetzungen, die das Waffenrecht an den Besitz von 
Schusswaffen stellt, nicht untergraben. 
Hinsichtlich des Gleichbehandlungsgrundsatzes hätte dieser Weg noch 
weiter gegangen werden müssen. Im Zuge der gesetzlichen 
Amnestieregelungen von 1972 bis 1976, hatten Bürger ihre bisher 
illegalen Schusswaffen lediglich bei der Behörde anzumelden, um in den 
legitimen Besitz zu gelangen. Der Großteil dieser Altwaffenbesitzer verfügt 
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über keine Sachkunde und nach heutigen Maßstäben über kein Bedürfnis 
für den Besitz einer Waffe. Wie die Erbwaffen sind auch die Altwaffen 
bisher nicht auffällig bei der Verübung von Straftaten in Erscheinung 
getreten und standen nicht in Beziehung zu den vergangenen Amokläufen 
in Erfurt oder Winnenden. Nichts desto weniger hätte an dieser Stelle das 
Fahren einer klaren Linie, in Form etwa einer allgemeinen Blockierpflicht 
bei fehlender Sachkunde und Bedürfnis, ein deutlicheres Zeichen für die 
Zukunft des deutschen Waffenrechtes gesetzt. Es bleibt abzuwarten, ob 
der Gesetzgeber im Zuge der nächsten Gesetzesänderung auch den 
Altwaffenbesitz unter neue Erfordernisse stellt. Es wäre keine adäquate 
Lösung, diese Problematik so lange hinauszuzögern, bis sie automatisch 
zu einem Fall des Erbrechts wird. 
Wie unter Punkt 3.3.3 dargestellt, würde es sich empfehlen die 
Ausnahmeregelung für die Blockierpflicht, anstatt an dem berechtigten 
Besitz einer Waffe, an dem Vorliegen eines Bedürfnisses für ein solches 
festzumachen. Damit würde die sicherlich nicht gewollte Benachteiligung 
von Schützen und Jägern, welche bisher noch keine eigenen Waffen 
besitzen, dies jedoch aufgrund Sachkunde und Bedürfnis könnten, 
revidiert. 
Das geringe Verständnis der Erbwaffenbesitzer, hinsichtlich der 
Möglichkeit, ihre Zuverlässigkeit in Frage zu stellen, sollten sie ihre 
jahrelang besessenen Waffen nicht mittels Sperrsystem sichern, ist 
nachzuvollziehen. Nichts desto trotz stellt die Novellierung von § 20 WaffG 
2008, mitsamt der Waffenblockierung, eine zukunftsgerichtete 
erforderliche Sicherheitsmaßname im Umgang mit Waffen dar. Hierdurch 




Am Abend des 19.09.2000 geht bei der Notrufzentrale der Polizei in Ulm 
der Anruf einer Frau ein, die einen verdächtigen Mann mit Gewehr meldet. 
Eine Streife mit zwei Polizeibeamten wird zu dem Waldparkplatz 
geschickt, welche im Dämmerlicht auf den 28-jährigen Vietnamesen Khan 
Bui treffen. Trotz Aufforderung hält dieser nicht an und behält seine Waffe 
in der Hand und richtet sie auf die Beamten. Diese sehen sich gezwungen 
von der eigenen Waffe Gebrauch zu machen, was den Tod des jungen 
Mannes zur Folge hatte. Erst im Nachhinein stellte sich heraus, dass der 
Mann unter einer geistigen Behinderung litt und es sich bei der 
angeblichen Waffe lediglich um eine harmlose Nachbildung eines 
Sturmgewehres handelte.138 
Diese und andere Tragödien machen klar, welches Gefahrenpotential von 
den immer stärker verbreiteten Waffenimitationen und Nachbauten 
ausgeht, die trotz ihrer fehlenden Schusswaffeneigenschaft allein durch 
den Anschein bei einer durch globalen Terror und Amokläufe 
sensibilisierten Bevölkerung und dem zugehörigen Sicherheitsapparat auf 
einen empfindlichen Nerv treffen. 
4.1 Ausgangslage und Entwicklung 
4.1.1 Das Kriegswaffenimitat 1976 bis 2003 
Im Gegensatz zu heutiger Auslegung stand der Begriff Anscheinswaffe ab 
1976 gemäß § 37 Abs. 1 Nr. 1 e) WaffG 1976 für Waffen, die ihrer 
äußeren Form nach den Anschein einer im KWKG aufgelisteten 
Kriegswaffe hervorrufen. Daneben zählten auch die Nachbildungen 
solcher Waffen und unbrauchbar gemachte ehemals vollautomatische 
Kriegswaffen nach § 37 Abs. 1 Nr. 10 und 11 WaffG 1976 zu den 
verbotenen Gegenständen. Für die Auslegung war das 
                                            
138
  Vgl. DPolG Brandenburg, Anscheinswaffe, 12.03.2007, Anlage 16. 
41 
Gesamterscheinungsbild maßgebend. Es konnte schon genügen, wenn 
eines der in Nr. 37.2.4 der WaffVwV von 1976139 aufgeführten Merkmale 
zutraf. Dazu zählten z.B. ein Trommelmagazin, Kühlvorrichtungen, 
Aufstützvorrichtungen und ähnliches. Als ausschlaggebend galt nach 
Entscheidung des bayrischen VGH vom 30.04.1997 nicht die 
Einschätzung eines Waffenspezialisten. Vielmehr war die Wahrnehmung 
des Laien entscheidend, ob der Eindruck einer vollautomatischen 
Kriegswaffe entsteht.140 Das Verbot als solches umfasste unter anderem 
die Herstellung, die Bearbeitung, den Erwerb oder Vertrieb, die 
Überlassung oder jegliche Form der Ausübung der tatsächlichen Gewalt 
über die Waffen.141 
4.1.2 Wegfall der Anscheinswaffen 2003 
Das WaffRNeuRegG von 2002 sah den Begriff der Anscheinswaffe 
überraschender Weise nicht mehr vor. Die Schusswaffen, die den 
Anschein automatischer Kriegswaffen erweckten, wurden damit aus der 
Liste der verbotener Gegenstände gestrichen. In der Begründung wurde 
aufgeführt, die optische Ähnlichkeit allein reiche nicht mehr aus, um das 
Gefahrenpotential im Vergleich zu den anderen aufgeführten Verboten zu 
bejahen.142 In der praktischen Anwendung habe man sich im Rahmen des 
Vollzuges ständig mit Abgrenzungsfragen und einer unübersichtliche 
Zuordnung konfrontiert gesehen.143 
Diese Begründung wurde sehr verhalten aufgenommen und sowohl 
Fachverbände als auch die Literatur konnten diesen Schritt nicht 
befürworten, sahen sie doch die Problematik weiterhin gegeben.144 
Nicht das Waffengesetz, sondern die Verordnung über den Umgang mit 
unbrauchbar gemachten Kriegswaffen vom 01.07.2004, enthielt erneut 
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  Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Waffengesetz, Bekanntmachung 08.03.1976 
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  Vgl. Steindorf, 1999, 7. Aufl., § 37, Rn. 8ff. 
141
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das bußgeldbewehrte Verbot des offenen Führens bestimmter ehemaliger 
Kriegswaffen.145 
Der Gesetzgeber befürchtete durch die Aufhebung von § 37 WaffG 1976 
eine Reaktion des Marktes hin zu optisch kriegswaffenähnlichen 
Sportwaffen zu bewirken. Aus Sicherheitsgründen erfolgte aufgrund 
dessen die Aufnahme des § 6 Abs. 1 Nr. 2 in die Allgemeine 
Waffengesetz-Verordnung vom 27.10.2003. Der daraus resultierende 
Ausschluss vom Schießsport umfasste alle halbautomatischen Waffen, die 
von ihrem Äußeren den Anschein einer vollautomatischen Kriegswaffe im 
Sinne des KWKG hervorriefen.146 
4.2 Die Anscheinswaffe nach der Novellierung 
Die Aufhebung des Verbotes im Jahr 2002 führte trotz allem zur 
Entstehung eines großen Marktes für kriegswaffenähnliche 
Anscheinswaffen in Deutschland, verstärkt verbreitet in erster Linie unter 
Jugendlichen.147 Das dadurch hervorgerufene Bedrohungspotential durch 
die Imitate, veranlasste die Innenminister der Länder im Rahmen der 
Konferenz vom 23./24.06.2008 in Stuttgart, dem Bundesinnenminister das 
erneute Verbot von Kriegswaffennachbildungen nahe zu legen.148 
Bei der Gesetzesänderung des Jahres 2008 orientierte man sich an § 2 
Abs. 2 der Verordnung über den Umgang mit unbrauchbar gemachten 
Kriegswaffen und führte dies in § 42 a WaffG 2008 mit dem 
Führungsverbot von Anscheinswaffen fort. Das zuvor im WaffRNeuRegG 
verneinte Drohpotential, vor allem bei offenem Tragen, wurde den 
Anscheinswaffen wieder zugesprochen. Sie würden vermehrt zu 
kriminellen Zwecken und grobem Umfug eingesetzt. Der Gesetzgeber 
weißt daneben in seiner Begründung explizit darauf hin, dass der 
Gebrauch von Waffenimitaten zunehmend den Anschein einer 
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Notsituation erwecke. Dies kann mit dem folgenschweren 
Schusswaffengebrauch durch Polizeibeamte einhergehen. 149 
Die Rechtmäßigkeit des Einschreitens in einer derartigen Situation ergibt 
sich aufgrund der Wahrscheinlichkeit, mit welcher der Polizist zu diesem 
Zeitpunkt einen Schadenseintritt erwartet. Dies geschieht unter Abwägung 
aller Umstände in der so genannten ex-ante Betrachtung. Es entsteht 
demnach auch keine Rechtswidrigkeit, sollte es sich später objektiv nicht 
als Gefahr herausstellen.150 Das OLG Karlsruhe räumte dieser so 
genannten Anscheinsgefahr dieselbe Bedeutung wie einer „normalen“ 
Gefahr ein.151 
4.2.1 Verbot des Führens 
Im Gegensatz zum geltenden Verbot der unbrauchbar gemachten 
Kriegswaffen, wurde in § 42 a WaffG 2008 für die Anscheinswaffen von 
einem allgemeinen Umgangsverbot abgesehen. Die Entfernung 
beschränkte sich lediglich auf ein Führungsverbot in der Öffentlichkeit, der 
Besitz und Erwerb blieb unangetastet. Die Umgangsform des Führens 
richtet sich nach § 1 Abs. 3 WaffG i.v.m. Anl. 1 A. 2 Nr. 4 und beinhaltet 
sowohl das offene als auch das verdeckte Führen. 152 
Dieses Vorgehen hält Dirk Ostgathe in seinem Buch „Waffenrecht aktuell“ 
für unzureichend. „Die offenbar polizeifreundliche Regelung wird jedoch 
durch die Tatsachen in nicht unerheblichen Maße geschmälert“, die 
Anscheinswaffen weiter im Umlauf zu halten. Das Gefahrenpotential 
bestehe aufgrund dessen unverändert weiter.153 Dem ist jedoch 
entgegenzusetzen, dass der nun bußgeldbewährte § 42 a WaffG der 
Polizei und den Behörden Handlungsmöglichkeit bietet, um die immer 
stärker vertretenen Anscheinswaffen aus dem öffentlichen Raum zu 
verdrängen. In der Abwägung dieses Eingriffes, hinsichtlich der von den 
Waffen ausgehenden Gefahr, wurde mit dem Führungsverbot im Hinblick 
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auf die Eigentumsfreiheit des Artikels 14 GG dem milderen Mittel zu Recht 
der Vorzug gegeben. Im Zuge der Abwägung des Eingriffes steht die von 
den Waffen ausgehende Gefahr der garantierten Eigentumsfreiheit des 
Artikels 14 GG gegenüber. Das Sicherheitsrisiko der Anscheinswaffen und 
das Führungsverbot als mildestes Mittel rechtfertigen die Einschränkung 
des Grundrechtes. 
4.2.2 Die Anscheinswaffe im neuen Verständnis 
Der Begriff der Anscheinswaffe wandelte sich und wurde nicht mehr 
länger an Form und Aussehen von vollautomatischen Kriegswaffen 
festgemacht. Gemäß Anl. 1 A. 2 Ua. 1 Nr. 1.6 des WaffG gilt er nun für 
solche Schusswaffen und Nachbildungen, die das 
Gesamterscheinungsbild einer Feuerwaffe hervorrufen. Dies betrifft auch 
unbrauchbar gemachte Schusswaffen. Das Verständnis des Begriffes 
einer Schusswaffe richtet sich nach Anl. 1 A. 1 Ua. 1 Nr. 2.1.154 Zur 
Beurteilung ob eine Anscheinswaffe vorliegt, ist hier wiederum kein 
Waffenkenner von Nöten. Sie richtet sich vielmehr nach dem Empfinden 
des Laien, welcher sich meist auf die Wahrnehmung der Größe und des 
Aussehens beschränkt.155 
Unter die Definition einer Nachbildung einer solchen Waffe fallen alle 
Gegenstände, die nicht als Schusswaffe hergestellt und genutzt werden 
können, jedoch die äußere Form einer solchen inne haben. Des Weiteren 
darf durch den Umbau mittels gängigen Werkzeugs keine Schussfähigkeit 
zu erreichen sein.156 
Vom Verständnis der Anscheinswaffe wurden gemäß Anl. 1 A. 1 Ua. 1 Nr. 
1.6 des WaffG Waffen, denen heiße Gase zum Antrieb dient, die Teil einer 
kulturhistorischen Sammlung sind oder für deren Führen eine Erlaubnis 
nach § 10 Abs. 4 WaffG erforderlich ist, ausgenommen. Dies trägt dem 
Umstand Rechnung, mit keinen weiteren Vorschriften in Konflikt zu 
geraten oder diese auszuhöhlen. Die so genannten SRS-Waffen, welche 
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einen „Kleinen Waffenschein“ zum Führen voraussetzen, sind auf Grund 
dessen nicht zu den Anscheinswaffen zu zählen.157 
4.2.3 Ausnahmen 
Auch die Regelungen der Ausnahmen empfand man der Vorschrift aus 
der Verordnung über den Umgang mit unbrauchbar gemachten 
Kriegswaffen nach.158 
Für den Einsatz von Anscheinswaffen bei Foto-, Film-, und 
Fernsehaufnahmen oder einer Theateraufführung wurde das 
Führungsverbot durch § 42 a Abs. 2 S. 1 ausgesetzt. Ebenso gilt die 
Erlaubnis, die Waffe in einem verschlossenen Behältnis zu 
transportieren.159 Die Hürde des verschärften Transportumstandes vom 
Erwerbsort hin zum befriedeten Besitztum wird z.B. mit einer 
eingeschweißten Verpackung oder einer mit Schloss versehenen Tasche 
gewährleistet. Dies dient dem zusätzlichen Erschweren der Benutzung der 
Anscheinswaffen.160 Für Messer, sowieso Hieb- und Stoßwaffen wurde in 
§ 42 a Abs. 3 Nr. 3 WaffG 2008 mit dem Führen aufgrund eines 
berechtigten Interesses, ein weitere Ausnahme in der Funktion einer 
Sozialadäquanz-Klausel aufgenommen. Dies soll die gänzliche 
Verbannung, von unter anderem Messern, aus der Öffentlichkeit und die 
daraus erwachsende Einbüssung ihrer Rolle als nützliche 
Gebrauchsgegenstände verhindern. Zur Auslegung des berechtigten 
Interesses dient insbesondere die Aufzählung von § 42 a Abs. 3 WaffG. In 
direkter Konkurrenz mit einem Verstoß gegen das Waffenverbot bei einer 
öffentlichen Veranstaltung, gemäß § 42 Abs. 1 WaffG, oder einer 
Verordnung nach § 42 Abs. 5 WaffG, tritt diese Ausnahme jedoch 
zurück.161 
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4.2.4 Wichtige Gruppen von Anscheinswaffen 
Die nachstehend aufgeführten Waffenarten sind durch für die praktische 
Anwendung des § 42 a WaffG von großer Bedeutung und prägten dessen 
Einführung mit. 
Softairwaffen 
Die vermehrte Verbreitung von Softairwaffen beeinflusste stark das 
erneute Führungsverbotes von Anscheinswaffen.162 Ihren Ursprung haben 
sie in Japan um das dortige 
strenge Waffenrecht zu 
umgehen.163 Es handelt sich 
bei ihnen um direkte 
Nachbildungen von echten 
Schusswaffen. Ihr Umgang 
ist in der Regel erlaubnisfrei. 
Aufgrund der geringen 
Antriebsenergie von 0,2 bis 
0,5 Joule umgehen die 
Softairwaffen eine 
Altersbeschränkung. Ihre 
optische Ähnlichkeit der Gesamterscheinung zu echten Schusswaffen 
würde an sich eine Zuordnung in den Bereich der Spielzeugwaffen 
verhindern, technisch fallen sie jedoch darunter164. Bei einer 
Antriebsenergie über 0,5 Joule zählen sie rechtlich zu den 
Luftdruckwaffen. Zum Schießen mit Softairwaffen werden entweder 
Farbkugeln oder Aluminiumkugeln verwendet.165 Die Schwierigkeiten der 
Unterscheidung zwischen der im Vergleich harmlosen Softairpistole und 
einer halbautomatischen Kurzwaffe Modell Glock 17 wird in der Abb. 2 
deutlich. Aufgrund dessen ist diese Waffengattung in der Regel den 
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Original (oben) und Softair - Imitat (unten) einer Glock 17 
 
Quelle: Anl. 1, Abb. 2 
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Anscheinswaffen zuzuordnen und das Führen in der Öffentlichkeit somit 
grundsätzlich untersagt.166 
Paintballwaffen 
Gotcha- oder auch Paintballwaffen stammen aus den Vereinigten Staaten 
und dienten als Farbmarkierer für zu fällende Bäume. Daraus entwickelte 
sich in 1980er Jahren ein Spiel bei dem sich gegnerische Mannschaften 
bekämpfen.167 Begrifflich tauchen sie im Waffengesetz selbst nicht auf, 
werden jedoch den Luftdruckwaffen zugeordnet und rechtlich auch 
dementsprechend behandelt. Bei einer Antriebsenergie von maximal 7,5 
Joule sind sie ab 18 Jahren frei zu erwerben, fallen jedoch unter das 
Waffengesetz.168 Zum Führen in der Öffentlichkeit wird demzufolge ab 0,5 
Joule ein Waffenschein benötigt. Der Unterschied zu den Softairwaffen 
liegt einerseits in der ausschließlichen Verwendung von Farbpatronen bei 
Paintballwaffen, anderseits handelt es sich hierbei um ein größeres 
Kaliber und eine erheblich höhere Geschossenergie. Sie werden 
vorwiegend mittels Gas betrieben und können somit dank des Tanks 
optisch von echten Waffen unterschieden werden.169 Dies kommt ihnen 
bei der Auslegung der Anscheinswaffenvoraussetzungen zu Gute. 
Sonstige Spielzeugwaffen 
Im Allgemeinen sind Spielzeugwaffen von der Definition der 
Anscheinswaffen ausgenommen und dürfen somit weiterhin geführt 
werden. Darunter fallen solche Gegenstände, welche vom ihrem 
Erscheinungsbild erkennbar zum Zweck des Spiels oder der 
Brauchtumspflege gedacht sind. Veranstaltungen der Brauchtumspflege 
sind unter anderem Faschingsfeiern, Westerntreffen oder 
Schützenfeste.170 Der Grenzwert der maximalen Bewegungsenergie 
wurde im Rahmen der Gesetzesänderung von 2008 wieder auf 0,5 Joule 
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angehoben.171 Wesentlich für Spielzeugwaffen ist, ist die Wahrnehmung 
als solches.172 Gemäß Anl. 1 A. 1 Ua. 1 Nr. 1.6.3 WaffG sind 
insbesondere solche Gegenstände erkennbar für das Spiel gedacht, 
„deren Größe die einer entsprechenden Feuerwaffe um 50 Prozent über- 
oder unterschreiten, neonfarbene Materialien enthalten oder keine 
Kennzeichnung von Feuerwaffen aufweisen.“ Dies soll für Hersteller, 
Händler und Erwerber als Anhaltspunkt dienen, um nicht mit einer 
ansonsten vom Waffengesetz befreiten Attrappe doch unter das 
Führungsverbot durch § 42 a WaffG zu fallen. Auch hierbei kommt es 
nach dem Willen des Gesetzgebers schlussendlich auf das objektive 
Empfinden des Empfängerhorizontes an.173 
4.3 Praxisteil „Kriegsspiel“ 
Der nun in Folge zur Veranschaulichung aufgeführte Fall betraf vier junge 
Männer die auf einem außerorts gelegenen Gartengrundstück einem 
„Kriegsspiel“ nachgingen. Zum Zwecke der Vereinfachung und aufgrund 
des ähnlichen Vorgehens bezieht sich die Fallbearbeitung lediglich auf 
Max Waffennarr. 
4.3.1 Sachverhalt 
Am 20.03.2009 teilte eine Zeugin der Polizeidirektion Heilbronn per Notruf 
mit, sie habe drei Personen mit Tarnanzügen und Bewaffnung in einem 
Waldgebiet auf der Gemarkung der Stadt Neudenau aus ihren 
Fahrzeugen steigen sehen. 
Es wurden zwei Streifenfahrzeuge mit vier Polizeibeamten zur 
Überprüfung vor Ort geschickt. 
Bei Eintreffen fand man drei parkende Fahrzeuge vor. Die Beamten 
gingen Stimmen nach und vor einer Hütte neben einem offenen Waldstück 
trafen sie auf vier in Tarnfarbe gekleidete und offensichtlich bewaffnete 
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Personen, unter Ihnen Max Waffennarr. Mit entschlossener 
Sicherungshaltung und gezogener Waffe ging man den Männern 
entgegen und entwaffnete sie. Bei Augenscheinnahme stellen sich die 
Schusswaffen als Softairwaffen heraus. Nebst Munition wurden weitere 
Waffen vor der Hütte vorgefunden. Mit Hinweis auf das Waffengesetz, 
insbesondere § 42 a WaffG informierten die Polizeibeamten die 
Betroffenen über die Sachlage und stellte die die Softairwaffen, nach 
Zuordnung zu den Besitzern, sicher. Der Grundstückeigentümer erschien 
kurz darauf und gab an, den Betroffenen die Erlaubnis gegeben zu haben 
dort ihr Kriegspiel abzuhalten. 
Bei einer späteren Anhörung machte der ledige Deutsche Max 
Waffennarr, Jahrgang 1987, keine Angaben zum Sachverhalt, sondern 
erklärte sich lediglich mit der Einziehung seiner Softairwaffen als nicht 
einverstanden. 
Von den sichergestellten Waffen gehörten ihm eine Pistole Umarex HK 
Mod. 8, eine Umarex HK Pistole USP, eine Umarex MP 5 5A5, eine 
Umarex G 36 mit Zwei-Bein, eine MP GSG und eine Umarex Shotgun. Die 
Kennzeichnung der Waffen wies auf eine Antriebsenergie unter 0,5 Joule 
hin. 
4.3.2 Tatbestand 
Es kommt in diesem Fall eine vorsätzliche oder fahrlässige 
Ordnungswidrigkeit für das Führen einer Anscheinswaffe, außerhalb des § 
42 a Abs. 2 WaffG, gemäß § 53 Abs. 1 Nr. 21 a WaffG i.v.m. § 42 a WaffG 
und Anl. 1 A. 1 Ua. 2 Nr. 1.1 in Betracht.174 
Anwendung des Waffengesetzes 
Es muss sich um eine Waffe im Sinne des WaffG handeln. Diese sind in § 
1 Abs. 2 beschrieben und die darin enthaltenen Schusswaffen oder 
gleichgestellte Gegenstände werden in Anl. 1 A. 1. Ua. 1 aufgezählt. Die 
Kriterien von Schusswaffen sind erfüllt, da die Softairwaffen von Max 
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Waffenarr zum Spiel bestimmt sind und die Geschosse durch den Lauf 
getrieben werden. Sie stellen somit für das WaffG eine Waffe dar. 
Zuständigkeit 
Die sachliche Zuständigkeit liegt, gemäß § 48 Abs. 1. WaffG i.v.m. § 1 
Abs. 1 der Durchführungsverordnung zum Waffengesetz, bei den 
Kreispolizeibehörden. Dies sind nach § 62 Abs. 3 PolG die unteren 
Verwaltungsbehörden. Deren Funktion nehmen gemäß §§ 15, 19 LVG in 
den Landkreisen, die Landratsämter und in ihrem Hoheitsgebiet die 
Großen Kreisstädte wahr. Da es sich im Fall der Gemeinde Neudenau 
nicht um eine Große Kreisstadt handelt, fällt die Zuständigkeit an das 
Landratsamt. Örtlich zuständig ist gemäß § 49 Abs. 1 WaffG i.v.m. § 3 
Abs. 1 Nr. 3 a LVwVfG das Landratsamt Heilbronn. Für die ausführliche 
Findung der Zuständigkeit nach dem Waffengesetz wird auf Punkt 3.4.2 
verwiesen. 
Form des Waffenumgangs 
Das Waffengesetz kennt verschieden Formen des Umgangs mit Waffen 
und zählt sie in § 1 Abs. 3 WaffG auf.175 Anl. 1 A. 2 Nr. 4 WaffG definiert 
das Führen als Ausübung der tatsächlichen Gewalt über eine Waffe 
außerhalb der eignen Wohnung, Geschäftsräumen, des eigenen 
befriedeten Besitztums oder eine Schießstätte. Für Schusswaffen nach 
dem Waffengesetz besteht grundsätzlich die Pflicht einer behördlichen 
Erlaubnis in Form eines Waffenscheins, oder eines „Kleinen 
Waffenscheins“ im Fall einer SRS-Waffe für die Absicht des Führens.176 
Im vorliegenden Fall drängt sich die Frage auf, ob sich das „Kriegsspiel“ 
nicht auf befriedetem Besitztum befand und damit außerhalb der 
Reichweite der Vorschrift des § 42 a WaffG. 
Beim Besitztum handelt es sich immer um eine unbewegliche Sache.177 Er 
ist dann befriedet, wenn der Inhaber ihn in äußerlich wahrnehmbarer 
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Weise durch zusammenhängende Schutzwehren gegen das beliebige 
Betreten durch Dritte sichert. Eine Schutzwehr kann sich durch eine 
Mauer, einen Zaun, Hecken oder Gräben darstellen. Innerhalb seines 
umzäunten Grundstückes darf der Eigentümer demnach seine Waffe bei 
sich tragen, ohne einer besonderen Erlaubnis zu bedürfen.178 Im 
vorliegenden Fall handelt es sich jedoch beim Grundstück nicht um das 
Eigentum von Max Waffennarr. Auch erfüllt es aufgrund der fehlenden 
erkennbaren umfassenden Begrenzung nicht die Voraussetzungen für ein 
befriedetes Besitztum. 
 
Er könnte aber von einer Führungserlaubnis befreit sein, gemäß § 12 Abs. 
3 Nr. 1 oder Nr. 2 WaffG. Die Ausnahmeregelung für das bloße Befördern 
der Waffen nach Nr. 2 ist hier jedoch auszuschließen, da der Transport 
nicht als primäres Ziel anzusehen ist. Auch sind die Waffen hier als 
schussbereit, beziehungsweise zugriffsbereit zu betrachten. Der 
Grundstückeigentümer gab zwar im Nachhinein an, die erforderliche 
Zustimmung im Sinne von Nr. 1 erteilt zu haben, doch auch hier scheitert 
es an der fehlenden Eigenschaft des befriedeten Besitztums. 
 
Die Ausübung der tatsächlichen Gewalt steht für die Möglichkeit, über den 
Gegenstand frei nach eigenem Willen zu verfügen. Also mit der Waffe 
nach den individuellen Vorstellungen umzugehen, unabhängig von 
rechtlichen Befugnissen oder Definitionen. Dies setzt einen 
Herrschaftswillen und damit verbunden die Kenntnis vom Entstehen der 
Sachherrschaft voraus. Zivilrechtlich kommt dies dem unmittelbaren Besitz 
gemäß § 854 BGB gleich.179 
Im Fall des Max Waffennarr ist die tatsächliche Gewalt über die Waffen zu 
bejahen und somit kann ihm das Führen als Form des Umgangs 
unterstellt werden. 
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Einordnen der Waffen 
Wie unter Punkt 4.2.4 dieses Kapitels dargestellt, handelt es sich bei den 
Softairwaffen in der Regel um erlaubnisfreie Waffen, die gemäß Anl. 2 A. 
3 Ua. 2 Nr. 1 nicht unter das WaffG fallen. Dies ist zurückzuführen auf die 
geringe Bewegungsenergie der Geschosse und die konstruktionsbedingte 
Unzulässigkeit mittels eines Umbaus die Bewegungsenergie zu 
erhöhen.180 Auch die beschlagnahmten Waffen von Max Waffennarr fallen 
mit ihrer angegebenen Bewegungsenergie darunter. 
Um unter das Führungsverbot des § 42 a WaffG zu fallen, muss es sich 
um eine Anscheinswaffe handeln. Wie oben bereits dargelegt, sind die 
betreffenden Softairwaffen Schusswaffen im Sinne von § 1 Abs. 2 Nr. 1 
WaffG. Von ihrer äußeren Form sind die Waffen deutlich dem 
Gesamterscheinungsbild von scharfen Feuerwaffen nachempfunden, 
darunter sowohl Kurzwaffen, als auch Maschinenpistolen und moderne 
Kriegswaffen. In diesem Zusammenhang ist erneut darauf hinzuweisen, 
dass die Differenzierung zwischen einem Spielzeug als harmlosen 
Gegenstand und einer Anscheinswaffe, von der Gefahr auszugehen 
scheint, allein am objektiven Empfängerhorizont zu messen ist.181 Da die 
vorliegenden Waffen zum Abfeuern der Plastikkugeln keine heißen Gase 
verwenden, sind die Softairwaffen von Max Waffennarr gänzlich den 
Anscheinswaffen unterzuordnen gemäß Anl. 1 A. 1 Ua. 1 Nr. 1.6 des 
WaffG. 
Ausnahmeregelung 
Es ist zu prüfen, ob der Betroffene eine Ausnahme vom Führungsverbot 
der Anscheinswaffen gemäß § 42 a Abs. 2 WaffG geltend machen kann. 
Dies würde zutreffen, wenn die Waffen als Darstellungsmittel für Foto-, 
Film- oder Fernsehaufnahmen verwendet werden oder für eine 
Theateraufführung dienen.182 Das vorliegende Treffen zum Zweck eines 
                                            
180
  Vgl. Heinrich, in: Steindorf, Waffenrecht, 9. Aufl., 2010, § 2, Rn. 70f. 
181
  Vgl. Soschinka / Heller, Waffenrecht, 2008, Rn. 157. 
182
  Vgl. Runkel, in: Hinze, Waffenrecht, Stand 10/2009, § 42a, Rn. 9. 
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Kriegspiels ist jedoch nicht darunter zu ordnen. Eine Ausnahme für den 
bloßen Transport in einem verschlossenen Behältnis kann, wie oben 
bereits dargelegt, ebenso ausgeschlossen werden. 
4.3.3 Rechtsfolge 
Bußgeldbescheid 
Da die Voraussetzungen des § 42 a Abs. 1 i.v.m. § 53 Abs. 1 Nr. 21a 
WaffG gegeben sind, kann das Landratsamt dies, gemäß § 17 OWiG 
i.v.m. § 53 Abs. 2 WaffG, mit einem Bußgeldbescheid in Höhe von 5 bis 
10.000 Euro ahnden. Eine bloße Verwarnung nach § 56 Abs. 1 OWiG 
aufgrund einer lediglich geringfügigen Ordnungswidrigkeit, kann hier nicht 
herangezogen werden. 
Einziehung 
Für die Softairwaffen kommt, aufgrund der begangenen 
Ordnungswidrigkeit, eine fakultative Einziehung gemäß § 54 Abs. 2 WaffG 
in Betracht. Dafür muss zu den Waffen, als Objekte der Einziehung, eine 
besondere Beziehung bestehen. 183 Durch ihre Unabdingbarkeit 
hinsichtlich der Zuwiderhandlung durch das Führen ist dies gegeben. Die 
materiellen Voraussetzungen, die § 22 OWiG an eine Einziehung 
aufgrund einer Ordnungswidrigkeit stellt, wurden in Form der 
ausdrücklichen gesetzlichen Nennung in § 54 WaffG und dem Umstand, 
dass es sich um das Eigentum von Max Waffennarr handelt, eingehalten. 
Die Einziehung muss sich stets am Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
messen lassen und demnach sowohl geeignet, erforderlich, als auch 
angemessen sein.184 Diese ist im vorliegenden Fall als gegeben 
anzusehen und somit wäre die Einziehung der Waffen durch die 
Verwaltung möglich. Die Entscheidung liegt jedoch schlussendlich im 
pflichtgemäßen Ermessen der Waffenbehörde. 
                                            
183
  Vgl. Ullrich, 2008, S. 330. 
184
  Vgl. Heinrich, in: Steindorf, Waffenrecht, 9. Aufl., 2010, § 54, Rn. 3ff. 
54 
4.4 Weitere Führungsverbote 
Schon vor Einführung des § 42 a WaffG 2008 existierten im Waffengesetz 
und dem Versammlungsgesetz weitere Regelungen, um das Führen von 
Waffen unter gewissen Umständen zu unterbinden. 
Öffentliche Versammlungen 
Das GG gewährt jedem Deutschen in Artikel 8 Abs. 1 das Recht, sich 
ohne Anmeldung und Erlaubnis friedlich und für diesen Punkt von 
besonderem Interesse, ohne Waffen zu versammeln. Für öffentliche 
Versammlungen im Sinne des VersG gilt nach § 2 Abs. 3 S. 1 VersG das 
Verbot Waffen zu führen. Ebenso erfasst sind davon jegliche 
Gegenstände „die ihrer Art nach zur Verletzung von Personen oder zur 
Beschädigung von Sachen geeignet und bestimmt sind“.185 Diese 
Untersagung gilt nicht nur für die Versammlung an sich, sondern gemäß § 
17 a Abs. 1 VersG auch für den Weg dorthin. Voraussetzung ist das 
Abhalten unter freiem Himmel. Hier werden zusätzlich zu den Waffen, 
deren Verständnis sich nach dem Waffengesetz richtet, auch 
Schutzwaffen genannt. Darunter fallen z.B. Schutzhelme, Schilde oder alle 
Objekte die geeignet oder dazu bestimmt sind Vollstreckungsmaßnahmen 
eines Hoheitsträgers abzuwehren 186 
Öffentliche Veranstaltungen 
Im Zuge des WaffRNeuRegG führte das Aufgreifen des § 39 WaffG 1976 
zur neuen Aufstellung in § 42 WaffG 2002. Unabhängig von ihrer 
Einstufung dürfen Gegenstände, welche unter das Waffengesetz fallen, 
bei öffentlichen Veranstaltungen nicht geführt werden.187 Ergänzend zu 
den bereits vorhandenen Veranstaltungen zählten nun auch Märkte, 
Sammlertreffen und ähnliche Veranstaltungen dazu.188 Öffentliche 
Veranstaltungen im Sinne dieser Vorschrift sind an der Rechtsprechung 
                                            
185
  Vgl. Papsthart, in: Steindorf, Waffenrecht, 9. Aufl., 2010, § 42, Rn. 1. 
186
  Vgl. Schulz, 2009, S. 139. 
187
  Vgl. Gade, Aufl.2, 2008, S. 42. 
188
  Vgl. Ullrich, 2008, S. 186. 
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des BGH zu messen und handeln sich um „planmäßige zeitlich 
eingegrenzte, aus dem Alltag herausgehobene Ereignisse“.189 Als Beispiel 
sind Sportveranstaltungen wie Fußballspiele oder Volksfeste zu nennen. 
Der Begriff des Öffentlichen macht die Zutrittsbefugnis eines namentlich 
nicht bestimmten Personenkreises deutlich. In Abgrenzung zu öffentlichen 
Versammlungen und damit der Zuständigkeit des VersG entbehren die 
Veranstaltungen einer politischen Aussage.190 
Rechtsverordnungen der Landesregierung 
Für den bereits vorhandenen § 42 WaffG 2002 trat am 23.11.2007 eine 
Erweiterung in Kraft. Der zunehmenden Zahl von Gewaltdelikten, die sich 
in erster Linie auf bestimmte Großstadtbezirke konzentrierte, sollte 
entgegen gewirkt werden.191 In § 42 Abs. 5 WaffG 2002 ermächtigte der 
Gesetzgeber die Länder zum Erlass von bußgeldbewehrten 
Rechtsverordnungen, die das Führen von Waffen an den besagten Orten 
allgemein oder im Einzelfall verbieten. Diese können nur unter der 
Voraussetzung ergehen, dass reale Anhaltspunkte für auch zukünftige 
Straftaten sprechen.192 Die Kriminalitätsbelastung ist auf Häufigkeit der 
Vorfälle im Hinblick auf einen längeren Zeitraum hin zu untersuchen. Bei 
der Örtlichkeit muss sich um genau bezeichneten öffentlichen Raum 
handeln.193 Touristenmeilen, wie die Hamburger Reeperbahn und 
Siedlungsbereiche mit einem hohen Anteil an sozialschwachen 
Bewohnern, bieten sich hier als Beispiel an. Um keine übermäßige 
Belastung durch die Verordnung zu schaffen sind in § 42 Abs. 5 S. 2 
WaffG Ausnahmen vorgesehen. Diese zielen insbesondere, jedoch nicht 
ausschließlich, auf Inhaber waffenrechtlicher Erlaubnisse, Anwohner und 
Gewerbetreiben ab, soweit durch diese keine Gefährdung der öffentlichen 
Sicherheit zu befürchten ist.194 Die Landesregierungen sind gemäß § 42 
                                            
189
  BGH, 1. Strafsenat, Beschluss 22.02.1991, Az.: 1 StR 44/91. 
190
  Vgl. Schulz, 2009, S. 138f. 
191
  Vgl. BT-Drucksache 16/1991, S. 1. 
192
  Vgl. Gade, 2008, S. 43f. 
193
  Vgl. Papsthart, in: Steindorf, Waffenrecht, § 42, Rn. 13a. 
194
  Vgl. Gade, 2008, S. 43f. 
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Abs. 5 S. 3 WaffG befugt die Ermächtigungsbefugnis nach unten zu 
delegieren. 
4.5 Zwischenbetrachtung 
Die Entwicklung und Geschehnisse seit Abschaffung des § 37 WaffG 
1976 durch das WaffRNeuRegG haben ein klares Zeichen gesetzt. Die 
zunehmende Vermehrung von echt erscheinenden Spielzeugwaffen, allen 
voran Softairwaffen, im Laufe der letzten Jahre haben deutlich gemacht, 
welcher Bedarf doch an einer erneuten Regelung und Eindämmung 
besteht. Die oben aufgeführten, bereits existierenden Möglichkeiten lokal, 
beziehungsweise für einen bestimmten Anlass das Führen von Waffen zu 
verbieten, hatten sich als nicht ausreichend erwiesen. Der Gedanke wurde 
unter diesem Gesichtspunkt folgerichtig weitergeführt und aus dem 
ehemals reinen Kriegswaffenimitatverbot entstand eine Vertreibung aller 
Nachbauten echter Schusswaffen aus dem öffentlichen Raum. 
Im Sachverhalt des behandelten Falles „Kriegsspiel“ wird deutlich, wie 
ernst die vermeintliche Bedrohung von Anscheinswaffen von den Beamten 
des Polizeivollzugsdienstes genommen wird. Sie standen vier Männern 
mit Sturmhauben und Tarnanzügen gegenüber, deren Bewaffnung den 
Eindruck von scharfen Schusswaffen erweckte. Entschlossenen wurde 
den Betroffenen mit gezogener Waffe entgegengetreten. Es fällt nicht 
schwer sich vorzustellen, wie leicht die Situation hätte eskalieren können, 
wenn sich die jungen Männer nicht kooperativ gezeigt hätten oder gar in 
Gedanken schon ihr „Spiel“ ausgelebt hätten. Die Tatsache des 
Vorliegens ungefährlicher Softairwaffen, war weder der besorgten Zeugin, 
noch den erfahrenen Beamten klar und reichte aus, um für Bürger und 
Sicherheitsorgan eine Bedrohung darzustellen. 
Die Einführung des Führungsverbotes für Anscheinswaffen wurde sowohl 
der von ihnen ausgehenden Anscheinsgefahr, als auch dem 
Eigentumsinteresse der Bürger so weit wie möglich gerecht. Der 
Gesetzgeber sah von einem rigorosen Verbot ab. Die Spielzeugpistole 
des Cowboys wird beim traditionsreichen Karneval weiterhin zu sehen 
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sein, ebenso wie das Führungsverbot bestimmter Messer in § 42 a WaffG 
diese nicht als nützliche Gebrauchsgegenstände verbietet. 
Die Bußgeldbewährung gibt der Behörde ein maßvolles und dennoch 
effektives Mittel um die gesetzliche Regelung und damit die Ziele des 
Gesetzgebers durchzusetzen. 
Der Markt wird, wie bei allen gesetzlichen Einschränkungen, ausweichen 
und sich stärker an den festgeschriebenen Kriterien für Spielzeugwaffen 
orientieren, doch dies kommt dem Willen des Gesetzgebers zu Gute, 
täuschend echte Waffen aus dem Bild der Öffentlichkeit zu entfernen. Die 
Unterscheidung zwischen dem verbotenen Führen einer Anscheinswaffe 
und dem uneingeschränkten Umgang mit einer Spielzeugwaffe hat die 
Behörden beschäftigt und wird es auch in der Zukunft tun. Doch da es im 
Ergebnis neben den vorhandenen Orientierungsmerkmalen des 
Spielzeugs allein vom subjektiven Empfängerhorizont des 
Gesamterscheinungsbildes des betreffenden Gegenstandes abhängt, 




„Mit einem noch so strengen Waffenrecht erreichen wir nur den Umgang 
mit legalen Waffen.“195 Dieter Wiefelspütz weist zu Recht daraufhin hin, 
das Waffengesetz kontrolliere lediglich die Zahl der legalen Waffen. Der 
weitaus gefährlichere und zahlreichere Bestand an illegalen Schusswaffen 
ist davon nicht betroffen. Doch das Waffenrecht kann und wird auch keine 
absolute Sicherheit bieten. Keine noch so strengen Vorschriften und 
technischen Neuerungen können jedes Risiko gänzlich ausschließen, es 
jedoch soweit wie möglich reduzieren. 
Das WaffRNeuRegG kam 2002 seinem Ziel, die Übersichtlichkeit und 
Verständlichkeit des Waffenrechts zu erhöhen, nach. Es hat geholfen die 
umfassende Materie neu zu ordnen. Eine Ausnahme dazu bilden die 
Anlagen, deren geschachtelte Gliederung und nicht fortlaufende 
Nummerierung zu einer umständlichen Handhabung führen. Eine Abhilfe 
fand trotz mehrfacher Beanstandung in der Fachliteratur doch auch durch 
die folgenden Gesetzesänderungen im Jahr 2008 und 2009 nicht statt.196 
An anderen Stellen schlossen jedoch die Novellierungen aufgetretene 
Lücken und beseitigten Unklarheiten und Schwachstellen. 
Dafür wurden allerdings auch wieder neue geschaffen. Die Entstehung 
und der Beschluss beider Gesetzesänderungen unter Druck ist als eine 
der Ursachen dafür anzusehen. Das Auslaufen des befristeten 
Erbenparagraphen machte den Beschluss der Novellierung von 2008 
notwendig, um den Erbwaffenbesitz nicht der Rechtswidrigkeit 
auszusetzen. Unter den Eindrücken des Amoklaufs von Winnenden im 
Frühjahr 2009 sah sich die Politik gezwungen so schnell wie möglich zu 
reagieren und die Änderung des Waffengesetzes noch vor der 
parlamentarischen Sommerpause auf den Weg zu bringen. In der 
Konsequenz scheint die Rechtsfolge nicht gänzlich durchdacht zu sein. 
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  Wiefelspütz, ZRP 04/2009, S. 122. 
196
  Vgl. Gade, 2. Aufl., 2008, S. 3. 
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Ein Beispiel dafür ist die Blockierpflicht der Erbwaffen oder die 
Überprüfung der Waffenaufbewahrung durch die Behörden. Das 
Waffenrecht bedarf umso mehr der Auslegung durch Behörden und 
schlussendlich der Gerichte. 
Die neue Erbenregelung als auch das Führungsverbot von 
Anscheinswaffen und Messern stellen für die Betroffenen eine immense 
Verschärfung der bisherigen Rechtslage dar. Doch beide haben aufgrund 
der Umstände, welche ihre Einführung erforderlich machten, ihre 
Daseinsberechtigung. 
Es muss weiterhin das Ziel des Waffenrechts sein, den Umgang mit 
Waffen zu kontrollieren, ihn einzuschränken und die Gesamtzahl der 
Waffenbesitzer und ihrer Bestände möglichst niedrig zu halten. Aufgrund 
seiner Materie stellt das Waffenrecht ein sehr emotional belastetes und 
diskutiertes Thema dar197. Doch ist dabei stets darauf zu achten, nicht 
über das Ziel hinauszuschießen und die legalen Waffenbesitzer nicht über 
die Maße zu belasten. Das sportliche Schießen bedarf hinsichtlich des 
Vereinslebens und des Wettkampfes, auch über die Landesgrenzen 
hinaus, weiterhin der Privilegierung und Förderung. Daneben kommt auch 
dem traditionsreichen Jäger durch die Pflege und Aufsicht über den 
Wildbestand ein wichtiger gesellschaftlicher Nutzen zu. 
Das Waffenrecht deckt bereits eine große Fülle von Sachlagen umfassend 
ab, sei es das Führen von Waffen in der Öffentlichkeit, das Vererben oder 
die Vorschriften der sicheren Aufbewahrung. Die Zahl der Bereiche, die 
einer Regelung bedürfen oder dies in Zukunft erfordern, ist zunehmend 
kleiner. Die nächsten Änderungen werden wohl kaum in den 
vergleichsweise kurzen Abständen der Novellierungen der letzten Jahre 
zu erwarten sein. Doch technische Neuerungen und der ständige Wandel 
der Gesellschaft werden immer eine entsprechende Reaktion des 
Gesetzgebers erfordern. Die Entwicklung des Waffenrechts, insbesondere 
des Waffengesetzes, wird weiter gehen.198 
                                            
197
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